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I. Amtlicher Teil

Prüfungsordnung
für den Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik

der Universität Rostock

Vom 8. April 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, hat die Universität Rostock folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Biomedi-
zinische Technik als Satzung erlassen:*

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Bestimmungen

§   1	 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen
§   2	 Bachelor-Studiengang, Abschluss und Regelstudienzeit
§   3	 Leistungspunktsystem und Module
§   4	 Prüfungsaufbau
§   5	 Fristen und Termine der Modulprüfungen
§   6	 Fristüberschreitung
§   7	 Mündliche Prüfungsleistungen
§   8	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§   9	 Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten
§ 10	 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11	 Mängel im Prüfungsverfahren
§ 12	 Bestehen und Nichtbestehen
§ 13	 Freiversuch
§ 14	 Wiederholung von Modulprüfungen
§ 15	 Sonderregelung
§ 16	 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und 
	 Prüfungsleistungen
§ 17	 Prüfungsausschuss
§ 18	 Prüfer und Beisitzer
§ 19	 Ungültigkeit der Master-Prüfung

§ 20	 Widerspruchsverfahren
§ 21	 Einsicht in die Prüfungsakten

II. Bachelor-Prüfung

§ 22	 Zweck der Bachelor-Prüfung
§ 23	 Zulassung zu den Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung
§ 24	 Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung
§ 25	 Ausgabe und Anfertigung der Bachelor-Arbeit
§ 26	 Abgabe, Kolloquium und Bewertung der Bachelor-Arbeit
§ 27	 Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

III. Schlussbestimmungen

§ 28	 Übergangsregelungen
§ 29	 Inkrafttreten

Anlagen

Anlage 1:	 Übersicht über alle Module
Anlage 2:	� Diploma Supplement (deutsch), 
			   Diploma Supplement (englisch)

762	 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 	 Nr. 8/2008

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
*	 In dieser Ordnung beziehen sich alle Personen- und Funktionsbezeichnungen im Maskulinum in gleicher Weise auf Frauen und Männer.

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

(1)	 Als allgemeine Zugangsvoraussetzung für den Bachelor-Stu-
diengang Biomedizinische Technik an der Universität Rostock 
gilt der erfolgreiche Abschluss einer auf das Studium vorbereiten-
den Bildung. Diese wird durch den Erwerb der allgemeinen Hoch-
schulreife oder einer einschlägigen fachgebundenen Hochschul-
reife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen 
staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannte Zugangsberechti-
gung oder durch eine Zugangsprüfung für beruflich qualifizierte 
Bewerber ohne Hochschulreife nachgewiesen.

(2)	 Der Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik wird in 
deutscher Sprache angeboten. Ausländische Studienbewerber 

müssen entsprechende Kenntnisse der deutschen Sprache nach-
weisen (DSH-1).

(3)	 Als weitere Zulassungsvoraussetzung ist ein Industrie-Grund-
praktikum von acht Wochen Dauer nach Maßgabe der Prakti-
kumsordnung zu absolvieren. Davon abweichend kann die Zulas-
sung mit der Auflage erteilt werden, das Industrie-Grundprakti-
kum bis zum Ende des zweiten Semesters zu absolvieren.

§ 2
Abschluss und Regelstudienzeit

(1)	 Der Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik vermit-
telt die fachlichen und fachübergreifenden Kenntnisse und Fähig-
keiten, die für einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss er-
forderlich sind. Der Abschluss des Studienganges ist eine Voraus-
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setzung für die Aufnahme eines weiterführenden Master-Studien-
gangs sowie bei besonderer Eignung für die Zulassung zur Promo-
tion.

(2)	 Die Regelstudienzeit, innerhalb der das Studium abgeschlos-
sen werden soll, beträgt sechs Semester.

(3)	 Der Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik gliedert 
sich in 26 Pflichtmodule (einschließlich Industriefachpraktikum 
und Bachelor-Arbeit) und vier Wahlpflichtmodule. Aus den  
Modulen des Pflicht- und Wahlpflichtbereiches sind mindestens 
180 Leistungspunkte (LP) zu erwerben.

(4)	 Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der Grad Bachelor 
of Science (B.Sc.) verliehen. 

§ 3
Leistungspunktsystem und Module

(1)	 Während des Studiums sind Leistungspunkte zu erwerben. 
Sie sind ein quantitatives Maß für den mit dem Studium verbun-
denen zeitlichen Arbeitsaufwand der Studierenden. Je Semester 
sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu erwerben; das entspricht 
einem Arbeitsaufwand von etwa 900 Stunden. Der Erwerb von 
Leistungspunkten setzt eine erfolgreiche Teilnahme an den Lehr-
veranstaltungen beziehungsweise ein erfolgreiches Erbringen be-
stimmter Studienleistungen voraus und ist an das Bestehen der 
jeweiligen Modulprüfung gebunden.

(2)	 Das Studium gliedert sich in Module (§ 24 Abs. 1), für die 
nach bestandener Modulprüfung die dem jeweiligen Modul zuge-
ordneten Leistungspunkte vergeben werden. Die Module umfas-
sen inhaltlich zusammenhängende Lehrveranstaltungen und er-
strecken sich in der Regel über ein Semester; in Ausnahmefällen 
kann sich ein Modul über zwei Semester erstrecken. Module kön-
nen außer den traditionellen Lehrveranstaltungen auch andere 
Lehr- und Lernformen wie z. B. Berufspraktika, Exkursionen, 
Studienprojekte oder E-Learning beinhalten. Jedes Modul ist mit 
einer Modulprüfung abzuschließen.

§ 4
Prüfungsaufbau

(1)	 Die Bachelor-Prüfung besteht aus studienbegleitenden Mo-
dulprüfungen (§ 24 Abs. 1) und der Bachelor-Arbeit (§ 25 und 
§ 26).

(2)	 Die Modulprüfungen bestehen in der Regel aus einer, maxi-
mal aus zwei Prüfungsleistungen.

§ 5
Fristen und Termine der Modulprüfungen

(1)	 Die studienbegleitenden Modulprüfungen sollen in den vorge-
sehenen Fachsemestern abgelegt werden (Regelprüfungstermine 
gemäß § 24 Abs. 1). Sie können vor dem Regelprüfungstermin 
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Stu-
dienleistungen erbracht sind. Sie können gemäß § 6 nach dem 
Regelprüfungstermin abgelegt werden.

(2)	 Die studienbegleitenden Modulprüfungen werden in den dafür 
festgelegten Prüfungszeiträumen abgenommen. Der Prüfungs-
zeitraum eines Semesters wird vom Prüfungsausschuss festgelegt 
und beginnt in der Regel mit dem ersten Werktag nach Beendi-
gung des Vorlesungszeitraums und endet mit dem letzten Werktag 
des Semesters. Modulprüfungen in Form sonstiger mündlicher 
oder schriftlicher Prüfungsleistungen können auch im Laufe der 
Vorlesungszeit erbracht werden.

(3)	 Der Kandidat hat sich zu jeder Modulprüfung schriftlich beim 
Prüfungsamt anzumelden. Die Frist für die Meldung zu den Mo-
dulprüfungen eines Prüfungszeitraums endet vier Wochen vor 
dessen Beginn.

(4)	 Die Daten des Prüfungszeitraums, die in ihm ablegbaren Mo-
dulprüfungen sowie die zugehörigen Meldefristen werden bis spä-
testens sechs Wochen vor Ende der Vorlesungszeit eines Semes-
ters durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben.

(5)	 Die konkreten Prüfungstermine und -orte für die einzelnen 
Prüfungen werden durch den Prüfungsausschuss festgelegt und 
spätestens vierzehn Tage vor Beginn eines Prüfungszeitraumes 
durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben. Eine gesonderte 
Ladung der Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer erfolgt 
nicht. Ein kurzfristig aus zwingenden Gründen notwendiger 
Wechsel des Prüfers oder des Prüfungsortes ist zulässig.

§ 6
Fristüberschreitung

(1)	 Der Kandidat kann von den Regelprüfungsterminen der Mo-
dulprüfungen gemäß § 24 Abs. 1 abweichen. Die erstmalige Mel-
dung zu einer Modulprüfung muss spätestens ein Semester nach 
dem jeweiligen Regelprüfungstermin erfolgen.

(2)	 Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus von ihm zu vertretenden Gründen, 
so gilt diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden.

(3)	 Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, so hat er die Gründe dem Prüfungsausschuss unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prü-
fungsausschuss die Gründe an, so benennt er eine neue Frist für 
die Modulprüfung. Fristüberschreitungen auf Grund der Inan-
spruchnahme von Mutterschutzfristen und Elternzeit hat der Kan-
didat generell nicht zu vertreten.

§ 7
Mündliche Prüfungsleistungen

(1)	Die Modulprüfungen können aus mündlichen Prüfungen 
und sonstigen mündlichen Prüfungsleistungen (Kolloquium, 
Präsentation) bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, 
dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und 
spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen 
vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über ein 
dem Stand des Studiums entsprechendes Grundlagenwissen ver-
fügt.
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(2)	 Mündliche Prüfungsleistungen werden vor mindestens zwei 
Prüfern (Kollegialprüfung) oder einem Prüfer in Gegenwart eines 
sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Dauer beträgt mindestens 
30 Minuten und höchstens 60 Minuten. Bei mehreren Prüfern er-
gibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen.

(3)	 Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Regel in deut-
scher Sprache erbracht. 

(4)	 Art und Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen sind in 
§ 24 Abs. 1 festgelegt.

(5)	 Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungsleistungen sowie gegebenenfalls besondere Vor-
kommnisse werden in einem Protokoll festgehalten. Das Ergebnis 
wird dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfungs-
leistung bekannt gegeben.

§ 8
Klausurarbeiten und 

sonstige schriftliche Arbeiten

(1)	 Die Modulprüfungen können aus schriftlichen Prüfungsleis-
tungen, aus Klausurarbeiten oder aus sonstigen schriftlichen Ar-
beiten (Berichte, Konstruktionsentwürfe, Hausarbeiten, Protokol-
le) bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, dass er auf 
der Basis des notwendigen Grundlagenwissens in begrenzter Zeit 
und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des 
Faches Aufgaben lösen oder Themen bearbeiten kann.

(2)	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der 
Regel, zumindest aber im Fall der Wiederholungsprüfung, von 
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen. Wird eine schriftliche Prü-
fungsleistung von zwei Prüfern bewertet und ist die Abweichung 
der Bewertung größer als 2,0, wird eine weitere Bewertung durch 
einen dritten Prüfer eingeholt. Schließt der dritte Prüfer sich der 
Bewertung von einem der beiden ersten Prüfer an, so gilt diese 
Note (Stichentscheid). Sofern der dritte Prüfer eine andere Note 
als die beiden ersten Prüfer vergibt, wird die Endnote aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet. Das Be-
wertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3)	 Die Dauer von Klausurarbeiten beträgt mindestens 60 Minu-
ten und höchstens 180 Minuten.

(4)	 Der Arbeitsaufwand für sonstige schriftliche Arbeiten beträgt 
maximal 90 Stunden. Die Bearbeitungsfrist von sonstigen schrift-
lichen Arbeiten darf acht Wochen nicht überschreiten. Ausgabe 
des Themas der Arbeit und deren Abgabe werden aktenkundig ge-
macht.

(5)	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Prüfungsleistungen 
werden in der Regel in deutscher Sprache abgelegt.

(6)	 Art und Dauer der einzelnen schriftlichen Prüfungsleistungen 
sind in § 24 Abs. 1 festgelegt.

§ 9
Bewertung der Prüfungsleistungen, 

Bildung der Noten

(1)	 Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1	 =	 sehr gut	 =	 eine hervorragende Leistung

2	 =	 gut	 =	� eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen 
liegt

3	 =	 befriedigend	 =	� eine Leistung, die durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht

4	 =	 ausreichend	 =	� eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügt

5	 =	 nicht ausreichend	 =	� eine Leistung, die wegen erheblicher 
Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können 
einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt 
werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos-
sen.

(2)	 Besteht eine Modulprüfung aus zwei Prüfungsleistungen, er-
rechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der 
einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei wird nur die erste Dezimal-
stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen 
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

Bei einem Durchschnitt bis  
einschließlich 1,5	 =	 sehr gut;
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis  
einschließlich 2,5	 =	 gut;
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis  
einschließlich 3,5	 =	 befriedigend;
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis  
einschließlich 4,0	 =	 ausreichend;
bei einem Durchschnitt ab 4,1	 =	 nicht ausreichend.

(3)	 Für die Bachelor-Prüfung wird eine Gesamtnote gebildet. 
Sie errechnet sich aus dem Mittelwert aller Modulnoten und der 
Note der Bachelor-Arbeit; dabei werden die Modulnoten und die 
Note der Bachelor-Arbeit mit den ihnen zugeordneten Leistungs-
punkten gewichtet. Es wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. Die Gesamtnote lautet entsprechend Ab-
satz 2.

(4)	 Zusätzlich zur deutschen Gesamtnote erfolgt die Bewertung 
durch einen relativen ECTS-Grade. Der ECTS-Grade wird in Ab-
hängigkeit von der Einordnung der erzielten Gesamtnote inner-
halb einer Vergleichsgruppe aus allen Absolventen eines Prü-
fungsjahrganges dieses Studienganges oder bei geringeren Absol-
ventenzahlen eines Vergleichszeitraumes von drei Jahren folgen-
dermaßen vergeben:
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Deutsche Note	 ECTS-Grade	 Bewertung

die besten 10 %	 A	 Excellent
die nächsten 25 %	 B	 Very Good
die nächsten 30 %	 C	 Good
die nächsten 25 %	 D	 Satisfactory
die nächsten 10 %	 E	 Sufficient

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1)	 Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet, wenn der Kandidat ohne triftigen Grund von ihr zurück-
tritt, nachdem er zu ihr zugelassen wurde, oder wenn er einen für 
ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt. 
Dasselbe gilt, wenn er eine schriftliche Prüfungsleistung nicht in-
nerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbringt.

(2)	 Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte 
Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich an-
gezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandi-
daten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes und in Zweifels-
fällen eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden. Soweit die 
Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zu einer Prü-
fung, die Wiederholung von Prüfungen, die Gründe für das Ver-
säumnis von Prüfungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der Krankheit des 
Kandidaten die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu 
versorgenden Kindes gleich. Wird der Grund anerkannt, so setzt 
der Prüfungsausschuss einen neuen Termin fest.

(3)	 Bei Modulprüfungen, die aus mehreren Prüfungsleistungen 
bestehen, werden die Prüfungsleistungen dieses Moduls, die bis 
zu einem anerkannten Rücktritt beziehungsweise einem aner-
kannten Versäumnis einer Prüfungsleistung dieses Moduls er-
bracht worden sind, angerechnet.

(4)	 Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistun-
gen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ord-
nungsgemäßen Ablauf eines Prüfungstermins stört, kann von dem 
jeweiligen Prüfer oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung 
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird 
die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In 
schwer wiegenden Fällen der Täuschung, Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel oder Störung des ordnungsgemäßen Prü-
fungsablaufs durch den Kandidaten kann der Prüfungsausschuss 
den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen 
ausschließen mit der Folge, dass der Kandidat seinen Prüfungsan-
spruch in diesem Studiengang endgültig verliert; hierüber hat der 
Prüfungsausschuss einen mit Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
henden schriftlichen Bescheid zu erstellen. Dem Kandidaten ist 
vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

§ 11
Mängel im Prüfungsverfahren

(1)	 Erweist sich, dass das Verfahren einer mündlichen oder einer 
schriftlichen Prüfungsleistung mit Mängeln behaftet war, die das 

Prüfungsergebnis beeinflusst haben, wird auf Antrag eines Kandi-
daten oder von Amts wegen angeordnet, dass von einem bestimm-
ten oder von allen Kandidaten die Prüfungsleistung wiederholt 
wird. Die Mängel müssen unverzüglich bei dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses oder bei dem Prüfer geltend gemacht wer-
den.

(2)	 Sechs Monate nach Abschluss der Prüfungsleistung dürfen 
von Amts wegen Anordnungen nach Absatz 1 nicht mehr getrof-
fen werden.

§ 12
Bestehen und Nichtbestehen

(1)	 Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Modulnote min-
destens „ausreichend“ (4,0) ist. Besteht eine Modulprüfung aus 
mehr als einer Prüfungsleistung, müssen alle Prüfungsleistungen 
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet sein.

(2)	 Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Modul-
prüfungen bestanden sind und die Bachelor-Arbeit mindestens 
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurde.

(3)	 Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder 
wurde die Bachelor-Arbeit schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, erhält er Auskunft darüber, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die 
Bachelor-Arbeit wiederholt werden können.

(4)	 Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, wird 
ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise 
sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren 
Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und 
erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

(5)	 Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung endgültig nicht be-
standen, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hierü-
ber einen Bescheid. Dieser ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen.

§ 13
Freiversuch

(1)	 Einen Freiversuch unternimmt, wer eine Modulprüfung bis 
zum Regelprüfungstermin erstmalig ablegt.

(2)	 Besteht ein Kandidat eine Modulprüfung im Freiversuch (Ab-
satz 1) nicht, so gilt sie als nicht unternommen, außer sie wurde 
wegen Täuschung oder Ordnungsverstoßes (§ 10 Abs. 4) für nicht 
bestanden erklärt. Sie muss spätestens in dem Prüfungszeitraum, 
der dem Regelprüfungstermin folgt, erneut abgelegt werden; an-
derenfalls gilt die Modulprüfung als abgelegt und mit „nicht be-
standen“ bewertet.

(3)	 Besteht ein Kandidat die Modulprüfung im Freiversuch (Ab-
satz 1), darf er die Prüfung im nächsten Prüfungszeitraum zum 
Zwecke der Notenverbesserung erneut ablegen (Verbesserungs-
versuch). Es gilt jeweils die bessere Note.
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(4)	 Für die Inanspruchnahme von Mutterschutzfristen und Eltern-
zeit gilt die Regelung gemäß § 6 Abs. 2.

§ 14
Wiederholung von Modulprüfungen

(1)	 Nicht bestandene Modulprüfungen können einmal wiederholt 
werden. Die Wiederholung einer bestandenen Modulprüfung ist 
nicht zulässig. Fehlversuche an anderen Universitäten und gleich-
gestellten Hochschulen werden angerechnet.

(2)	 Besteht eine Modulprüfung aus mehr als einer Prüfungsleis-
tung, so sind nur die Prüfungsleistungen zu wiederholen, die nicht 
mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(3)	 Eine wiederholte schriftliche Modulprüfung darf nur nach 
einer ergänzenden mündlichen Prüfung mit „nicht ausreichend“ 
(5,0) bewertet werden. Die Dauer der ergänzenden mündlichen 
Prüfung soll 30 Minuten betragen. Das Ergebnis der Wiederho-
lungsprüfung unter Einschluss der ergänzenden mündlichen Prü-
fung kann nur „ausreichend“ (4,0) oder „nicht ausreichend“ (5,0) 
sein.

(4)	 Die Wiederholungsprüfung muss innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ablauf des jeweiligen Prüfungsverfahrens erfolgen. Die 
Wiederholungsprüfung für Modulprüfungen, die außerhalb des 
Prüfungszeitraumes zu erbringen sind, ist im nächstfolgenden 
Prüfungszeitraum abzulegen. Bei Versäumnis der Wiederholungs-
frist gilt die Wiederholungsprüfung als abgelegt und wird mit 
„nicht bestanden“ bewertet, es sei denn, der Kandidat hat das Ver-
säumnis nicht zu vertreten.

§ 15
Sonderregelung

(1)	 Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, 
dass er wegen länger andauernder oder ständiger Behinderung 
oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, eine Prüfungs-
leistung in der vorgesehenen Form abzulegen, so trifft der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses eine besondere Regelung zum 
Ausgleich des Nachteils. Insbesondere kann er die Dauer einer 
Prüfungsleistung verlängern oder eine andere Art der Leistung 
verlangen. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2)	 Entscheidungen gemäß Absatz 1 werden auf schriftlichen An-
trag hin getroffen. Bei Prüfungsleistungen ist der Antrag der Mel-
dung zur Prüfungsleistung beizufügen.

§ 16
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und  

Prüfungsleistungen

(1)	 Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen aus 
anderen Studiengängen werden angerechnet, soweit die Gleich-
wertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denjenigen des Bachelor-Studiengan-
ges Biomedizinische Technik an der Universität Rostock im We-
sentlichen entsprechen. Dabei wird kein schematischer Vergleich, 

sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorge-
nommen.

(2)	 Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erbracht wurden, werden die von Kultusministerkon-
ferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Partnerschaf-
ten der Universität Rostock beachtet.

(3)	 Absatz 1 gilt auch für Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten Fernstudien und 
an anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsakademien erworben wurden.

(4)	 Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, wer-
den die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – 
übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen.

(5)	 Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 2 besteht 
ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Stu
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts 
wegen. Die Studierenden haben die für die Anrechnung erforder-
lichen Unterlagen vorzulegen.

§ 17
Prüfungsausschuss

(1)	 Für die Organisation der Modul-Prüfungen sowie die durch 
diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prü-
fungsausschuss gebildet. Ihm gehören fünf Mitglieder an, darun-
ter drei Mitglieder aus der Gruppe der Professoren, ein Mitglied 
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter sowie ein stu-
dentischer Vertreter. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei 
Jahre, die des studentischen Vertreters ein Jahr.

(2)	 Der Vorsitzende, der Stellvertreter, die weiteren Mitglieder 
des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden durch 
den Fakultätsrat bestellt. Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Prüfungsausschusses.

(3)	 Der Prüfungsausschuss trifft alle anfallenden Entscheidungen, 
ausgenommen Bewertungen von Prüfungsleistungen. Er erlässt 
insbesondere Zulassungs- und Prüfungsbescheide. Die Bescheide 
bedürfen der Schriftform, sie werden begründet und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung versehen.

(4)	 Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig 
der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten 
einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Bache-
lor-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. 
Der Bericht wird in geeigneter Weise durch die Universität offen 
gelegt. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der 
Studienordnungen, Studienpläne und Prüfungsordnungen.

(5)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der 
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen.
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(6)	 Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder schriftlich unter Einhaltung der Ladungsfrist von eine 
Woche geladen sind und mindestens zwei Professoren und ein 
weiteres Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitar-
beiter oder der Studierenden anwesend sind. Er beschließt mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden oder, in seiner Abwesen-
heit, die Stimme des Stellvertreters.

(7)	 Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Prüfungsausschus-
ses ein. Er ist befugt, anstelle des Prüfungsausschusses unauf-
schiebbare Entscheidungen allein zu treffen. Hiervon hat er dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich Kenntnis zu geben. Darüber hi
naus kann der Prüfungsausschuss dem Vorsitzenden die Erledi-
gung von einzelnen Aufgaben widerruflich übertragen.

(8)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellver-
treter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, werden sie durch den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit verpflichtet.

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1)	 Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind das an der Hoch-
schule hauptberuflich tätige wissenschaftliche und künstlerische 
Personal, Lehrbeauftragte und in der beruflichen Praxis und Aus-
bildung erfahrene Personen befugt. Hochschulprüfungen sollen 
nur von Personen abgenommen werden, die Lehraufgaben erfül-
len. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet wer-
den, die selbst die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen.

(2)	 Die Namen der Prüfer für die mündlichen und schriftlichen 
Prüfungsleistungen werden durch ortsüblichen Aushang zeitgleich 
mit den Prüfungsterminen bekannt gegeben.

(3)	 Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 17 Abs. 8 entsprechend.

§ 19
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1)	 Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht oder 
einen Täuschungsversuch unternommen und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Note 
der Prüfungsleistung entsprechend § 10 Abs. 4 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ 
und die Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 
Entsprechendes gilt für die Bachelor-Arbeit.

(2)	 Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modulprü-
fung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen woll-
te, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Mo-
dulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht er-
wirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann die 
Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-Prüfung 
für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3)	 Dem Kandidaten wird vor einer Entscheidung Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben.

(4)	Das unrichtige Zeugnis wird eingezogen und gegebenen-
falls ein neues erteilt. Mit dem unrichtigen Zeugnis wird auch 
die Urkunde eingezogen, wenn die Bachelor-Prüfung auf Grund 
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist 
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlos-
sen.

§ 20
Widerspruchsverfahren

(1)	 Der Kandidat kann gegen Entscheidungen in Prüfungsangele-
genheiten beim Prüfungsausschuss schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift Widerspruch einlegen. Will der Prüfungsausschuss 
dem Widerspruch nicht Abhilfe schaffen, leitet er den Wider-
spruch unverzüglich an den Widerspruchsausschuss der Universi-
tät weiter.

(2)	 Das Widerspruchsverfahren richtet sich nach der Verfahrens-
ordnung zur Bearbeitung von Widersprüchen in Prüfungsangele-
genheiten der Universität Rostock in der jeweils gültigen Fas-
sung.

§ 21
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens 
einer Modulprüfung oder der Bachelor-Arbeit wird dem Kandida-
ten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in seine schriftli-
chen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in 
die Prüfungsprotokolle gewährt.

II. Bachelor-Prüfung

§ 22
Zweck der Bachelor-Prüfung

Durch die Bachelor-Prüfung soll der Kandidat nachweisen, dass 
er die inhaltlichen und methodischen Grundlagen seines Faches 
beherrscht und die Fähigkeit besitzt, sie anzuwenden.

§ 23
Zulassung zu den Modulprüfungen  

der Bachelor-Prüfung

(1)	 Eine Modulprüfung kann nur ablegen, wer

1.	� für den Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik an 
der Universität Rostock eingeschrieben ist und

2.	� die in § 24 Abs. 1 ausgewiesenen Prüfungsvorleistungen er-
bracht hat.

(2)	 Der Kandidat hat sich innerhalb der bekannt gegebenen Mel-
defrist schriftlich beim Prüfungsamt zu den Modulprüfungen an-
zumelden, die er in einem Prüfungszeitraum ablegen will. Der 
formlosen Anmeldung sind beizufügen
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1.	 eine Studienbescheinigung für das laufende Semester;

2.	� eine Aufstellung der Module, in denen die Modulprüfung ab-
gelegt werden soll;

3.	� die Nachweise über die gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringenden 
Prüfungsvorleistungen.

Kann ein Nachweis über eine gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringende 
Prüfungsvorleistung nicht rechtzeitig zum Zeitpunkt der Anmel-
dung zur Modulprüfung beigebracht werden, erfolgt die Zulas-
sung zur Prüfung unter Vorbehalt. Die Zulassung erlischt, wenn 
der Nachweis über die Prüfungsvorleistung nicht bis zum Beginn 
des Prüfungszeitraums der Modulprüfung vorgelegt wird, für die 
die betreffende Vorleistung erforderlich ist.

(3)	 Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1.	� die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind 
oder

2.	 die Unterlagen gemäß Absatz 2 unvollständig sind oder 

3.	� der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu
diengang eine Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder sich 
in einem Prüfungsverfahren befindet.

§ 24
Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung

(1)	 Die Module des Bachelor-Studienganges Biomedizinische 
Technik umfassen Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule. Die Zu-
sammenstellung aller Module, die Art der Prüfungsvorleistungen, 
die Art der Modulprüfung, der Regelprüfungstermin und die zu 
erreichenden Leistungspunkte sind der Anlage zu dieser Prüfungs-
ordnung zu entnehmen.

(2)	 Für die Bachelor-Prüfung sind gemäß der Anlage zu dieser 
Prüfungsordnung Pflichtmodule im Umfang von 156 LP und 
Wahlpflichtmodule im Umfang von 24 LP zu belegen und mit 
einer Modulprüfung abzuschließen.

(3)	 Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der 
dem jeweiligen Modul nach Maßgabe der Studienordnung (Mo-
dulbeschreibung) zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(4)	 Die Prüfungsanforderungen orientieren sich am Inhalt der 
Lehrveranstaltungen, die auf Grund der Studienordnung (Modul-
beschreibung) für das jeweilige Modul angeboten werden.

§ 25
Ausgabe und Anfertigung der Bachelor-Arbeit

(1)	 Die Bachelor-Arbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus sei-
nem Fach selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten.

(2)	 Die Arbeit soll im sechsten Semester ausgeführt werden. Für 
die Überschreitung dieser Frist gilt § 6 entsprechend.

(3)	 Der Arbeitsaufwand für die Bachelor-Arbeit beträgt 360 Stun-
den. Die Frist für die Bearbeitung beträgt vier Monate. Thema, 
Aufgabenstellung und Umfang sind von dem Betreuer so zu be-
grenzen, dass die Frist zur Bearbeitung eingehalten werden kann. 
Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der Prüfungsausschuss 
die Bearbeitungsfrist ausnahmsweise um höchstens vier Wochen 
verlängern.

(4)	 Zur Bachelor-Arbeit wird zugelassen, wer

1.	� für den Bachelor-Studiengang der Universität Rostock einge-
schrieben ist;

2.	� alle Modulprüfungen erfolgreich abgelegt hat, deren Regel-
prüfungstermine vor dem Fachsemester liegen, in dem die 
Arbeit ausgeführt werden soll.

(5)	 Der Kandidat hat die Zulassung zur Bachelor-Arbeit schrift-
lich beim Prüfungsausschuss zu beantragen. Der Antrag ist bis 
vierzehn Tage nach Beginn der Vorlesungszeit des Semesters zu 
stellen, in dem der Kandidat die Bachelor-Arbeit anfertigen will. 
Dem Antrag ist eine aktuelle Studienbescheinigung beizufügen. 
Der Kandidat kann mit dem Antrag auf Zulassung Themen und 
Betreuer vorschlagen; der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(6)	 Der Kandidat kann mit der Zulassung beantragen, die Bache-
lor-Arbeit in einer anderen Sprache als in der in § 1 Abs. 2 festge-
legten zu verfassen. Über den Antrag entscheidet der Prüfungsaus-
schuss in Absprache mit Betreuer und Prüfer der Arbeit.

(7)	 Die Bachelor-Arbeit wird von einem Professor oder einer an-
deren nach § 18 Abs. 1 berechtigten Person betreut.

(8)	 Die Ausgabe des Themas für die Bachelor-Arbeit erfolgt über 
den Prüfungsausschuss. Thema und Zeitpunkt werden aktenkun-
dig gemacht. Die Ausgabe des Themas hat so rechtzeitig zu erfol-
gen, dass die Bachelor-Arbeit einschließlich der Bewertung inner-
halb des laufenden Semesters abgeschlossen werden kann. Das 
Thema kann nur einmal und nur innerhalb von drei Wochen nach 
Ausgabe zurückgegeben werden.

§ 26
Abgabe, Kolloquium und Bewertung  

der Bachelor-Arbeit

(1)	 Die Bachelor-Arbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss 
abzuliefern; der Abgabezeitpunkt wird aktenkundig gemacht. Bei 
der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er 
seine Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(2)	 Der Kandidat hat seine Bachelor-Arbeit in einem Kolloquium 
öffentlich zu präsentieren. Das Kolloquium besteht aus einem etwa 
20-minütigen Vortrag des Kandidaten und einer etwa 15-minütigen 
Diskussion mit den beiden Prüfern der Bachelor-Arbeit. Das Kol-
loquium findet spätestens vier Wochen nach Abgabe der Bachelor-
Arbeit statt. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt den 
Termin fest und teilt ihn dem Kandidaten schriftlich mit.
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(3)	 Die Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium wird von zwei Prü-
fern, darunter der Betreuer der Bachelor-Arbeit, selbstständig be-
wertet. Die Prüfer erteilen jeweils getrennte Noten für die schrift-
liche Arbeit und das Kolloquium.

(4)	 Die Benotung der Bachelor-Arbeit ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel der durch die beiden Prüfer vergebenen Noten. 
Die jeweilige Note eines Prüfers ergibt sich aus der dreifach ge-
wichteten Note für die schriftliche Arbeit und der einfach gewich-
teten Note für das Kolloquium. Die Noten werden dem Kandida-
ten im Anschluss an das Kolloquium bekannt gegeben.

(5)	 Die Bachelor-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter 
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. In die-
sem Fall ist eine Rückgabe des Themas in der in § 25 Abs. 8 ge-
nannten Frist jedoch nur zulässig, wenn der Kandidat bei der An-
fertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht hat.

(6)	 Für die bestandene Bachelor-Arbeit werden zwölf Leistungs-
punkte vergeben.

§ 27
Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1)	 Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat 
jeweils unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach 
Bestehen der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis. In das Zeug-
nis werden die Modulnoten, das Thema der Bachelor-Arbeit und 
deren Note sowie die Gesamtnote aufgenommen. Gegebenenfalls 
können ferner die Studienrichtung und die Studienschwerpunkte 
sowie – auf Antrag des Kandidaten – das Ergebnis der Modulprü-
fungen in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen (Zusatz
module) und die bis zum Abschluss der Prüfung benötigte Fach-
studiendauer in das Zeugnis aufgenommen werden.

(2)	 Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. Es wird durch den Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.

(3)	 Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Urkun-
de mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des 
Bachelor-Grades beurkundet. Die Urkunde wird durch den Dekan 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen.

(4)	 Außerdem werden eine englischsprachige Übersetzung des 
Abschlusszeugnisses und der Urkunde über die Verleihung des 
akademischen Grades sowie ein englischsprachiges Diploma Sup-
plement, das Auskunft über den Studienverlauf gibt, ausgestellt 
und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.

III. Schlussbestimmungen

§ 28
Übergangsregelungen

(1)	 Diese Prüfungsordnung gilt für Kandidaten, die nach ihrem 
Inkrafttreten im Bachelor-Studiengang Biomedizinische Technik 
immatrikuliert wurden.

(2)	 Kandidaten, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung 
im Diplomstudiengang Biomedizinische Technik immatrikuliert 
wurden, können auf Antrag an den Prüfungsausschuss nach dieser 
Prüfungsordnung geprüft werden. Bereits erbrachte Prüfungs- 
und Studienleistungen werden nach § 16 angerechnet. Der Antrag 
ist unwiderruflich.

§ 29
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mit-
teilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Akademischen Se-
nats der Universität Rostock vom 5. März 2008 und der Genehmi-
gung des Rektors vom 8. April 2008.

Rostock, den 8. April 2008

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Thomas Strothotte

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 762
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I. Allgemeine Bestimmungen

§   1	 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen
§   2	 Bachelor-Studiengang, Abschluss und Regelstudienzeit
§   3	 Leistungspunktsystem und Module
§   4	 Prüfungsaufbau
§   5	 Fristen und Termine der Modulprüfungen
§   6	 Fristüberschreitung
§   7	 Mündliche Prüfungsleistungen
§   8	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
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Prüfungsordnung
für den Bachelor-Studiengang Maschinenbau

der Universität Rostock

Vom 8. April 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, hat die Universität Rostock folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Maschi-
nenbau als Satzung erlassen:*

Inhaltsübersicht

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
*	 In dieser Ordnung beziehen sich alle Personen- und Funktionsbezeichnungen im Maskulinum in gleicher Weise auf Frauen und Männer.

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

(1)	 Als allgemeine Zugangsvoraussetzung für den Bachelor-Stu-
diengang Maschinenbau an der Universität Rostock gilt der er-
folgreiche Abschluss einer auf das Studium vorbereitenden Bil-
dung. Diese wird durch den Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife oder einer einschlägigen fachgebundenen Hochschulreife 
oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staat-
lichen Stelle als gleichwertig anerkannte Zugangsberechtigung 
oder durch eine Zugangsprüfung für beruflich qualifizierte Be-
werber ohne Hochschulreife nachgewiesen.

(2)	 Der Bachelor-Studiengang Maschinenbau wird in deutscher 
Sprache angeboten. Ausländische Studienbewerber müssen entspre-
chende Kenntnisse der deutschen Sprache nachweisen (DSH-1).

(3)	 Als weitere Zulassungsvoraussetzung ist ein Industrie-Grund-
praktikum von acht Wochen Dauer nach Maßgabe der Prakti-

kumsordnung der Fakultät für Maschinenbau und Schiffstechnik 
zu absolvieren. Davon abweichend kann die Zulassung mit der 
Auflage erteilt werden, das Industrie-Grundpraktikum bis zum 
Ende des zweiten Semesters zu absolvieren.

§ 2
Abschluss und Regelstudienzeit

(1)	 Der Bachelor-Studiengang Maschinenbau vermittelt die fach-
lichen und fachübergreifenden Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
für einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss erforderlich 
sind. Der Abschluss des Studienganges ist eine Voraussetzung für 
die Aufnahme eines weiterführenden Master-Studiengangs sowie 
bei besonderer Eignung für die Zulassung zur Promotion.

(2)	 Die Regelstudienzeit, innerhalb der das Studium abgeschlos-
sen werden soll, beträgt sechs Semester.

(3)	 Der Bachelor-Studiengang Maschinenbau gliedert sich in  
20 Pflichtmodule (einschließlich Industrie-Fachpraktikum und 
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Bachelor-Arbeit) und neun Wahlpflichtmodule. Aus den Modulen 
des Pflicht- und Wahlpflichtbereiches sind mindestens 180 Leis-
tungspunkte (LP) zu erwerben.

(4)	 Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der Grad Bachelor 
of Science (B.Sc.) verliehen.

§ 3
Leistungspunktsystem und Module

(1)	 Während des Studiums sind Leistungspunkte zu erwerben. 
Sie sind ein quantitatives Maß für den mit dem Studium verbun-
denen zeitlichen Arbeitsaufwand der Studierenden. Je Semester 
sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu erwerben; das entspricht 
einem Arbeitsaufwand von etwa 900 Stunden. Der Erwerb von 
Leistungspunkten setzt eine erfolgreiche Teilnahme an den Lehr-
veranstaltungen beziehungsweise ein erfolgreiches Erbringen be-
stimmter Studienleistungen voraus und ist an das Bestehen der 
jeweiligen Modulprüfung gebunden.

(2)	 Das Studium gliedert sich in Module (§ 24 Abs. 1), für die 
nach bestandener Modulprüfung die dem jeweiligen Modul zuge-
ordneten Leistungspunkte vergeben werden. Die Module umfas-
sen inhaltlich zusammenhängende Lehrveranstaltungen und er-
strecken sich in der Regel über ein Semester; in Ausnahmefällen 
kann sich ein Modul über zwei Semester erstrecken. Module kön-
nen außer den traditionellen Lehrveranstaltungen auch andere 
Lehr- und Lernformen wie z. B. Berufspraktika, Exkursionen, 
Studienprojekte oder E-Learning beinhalten. Jedes Modul ist mit 
einer Modulprüfung abzuschließen.

§ 4
Prüfungsaufbau

(1)	 Die Bachelor-Prüfung besteht aus studienbegleitenden Modul-
prüfungen (§ 24 Abs. 1) und der Bachelor-Arbeit (§ 25 und § 26).

(2)	 Die Modulprüfungen bestehen in der Regel aus einer, maxi-
mal aus zwei Prüfungsleistungen.

§ 5
Fristen und Termine der Modulprüfungen

(1)	 Die studienbegleitenden Modulprüfungen sollen in den vorge-
sehenen Fachsemestern abgelegt werden (Regelprüfungstermine 
gemäß § 24 Abs. 1). Sie können vor dem Regelprüfungstermin 
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Stu-
dienleistungen erbracht sind. Sie können gemäß § 6 nach dem 
Regelprüfungstermin abgelegt werden.

(2)	 Die studienbegleitenden Modulprüfungen werden in den dafür 
festgelegten Prüfungszeiträumen abgenommen. Der Prüfungs-
zeitraum eines Semesters wird vom Prüfungsausschuss festgelegt 
und beginnt in der Regel mit dem ersten Werktag nach Beendi-
gung des Vorlesungszeitraums und endet mit dem letzten Werktag 
des Semesters. Modulprüfungen in Form sonstiger mündlicher 
oder schriftlicher Prüfungsleistungen (Kolloquium, Präsentation, 
Berichte, Konstruktionsentwürfe, Hausarbeiten, Protokolle) kön-
nen auch im Laufe der Vorlesungszeit erbracht werden.

(3)	 Der Kandidat hat sich zu jeder Modulprüfung schriftlich beim 
Prüfungsamt anzumelden. Die Frist für die Meldung zu den Mo-
dulprüfungen eines Prüfungszeitraums endet vier Wochen vor 
dessen Beginn.

(4)	 Die Daten des Prüfungszeitraums, die in ihm ablegbaren Mo-
dulprüfungen sowie die zugehörigen Meldefristen werden bis spä-
testens sechs Wochen vor Ende der Vorlesungszeit eines Semes-
ters durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben.

(5)	 Die konkreten Prüfungstermine und -orte für die einzelnen 
Prüfungen werden durch den Prüfungsausschuss festgelegt und 
spätestens vierzehn Tage vor Beginn eines Prüfungszeitraumes 
durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben. Eine gesonderte 
Ladung der Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer erfolgt 
nicht. Ein kurzfristig aus zwingenden Gründen notwendiger 
Wechsel des Prüfers oder des Prüfungsortes ist zulässig.

§ 6
Fristüberschreitung

(1)	 Der Kandidat kann von den Regelprüfungsterminen der Mo-
dulprüfungen gemäß § 24 Abs. 1 abweichen. Die erstmalige Mel-
dung zu einer Modulprüfung muss spätestens ein Semester nach 
dem jeweiligen Regelprüfungstermin erfolgen.

(2)	 Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus von ihm zu vertretenden Gründen, 
so gilt diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden.

(3)	 Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, so hat er die Gründe dem Prüfungsausschuss unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prü-
fungsausschuss die Gründe an, so benennt er eine neue Frist für 
die Modulprüfung. Fristüberschreitungen auf Grund der Inan-
spruchnahme von Mutterschutzfristen und Elternzeit hat der Kan-
didat generell nicht zu vertreten.

§ 7
Mündliche Prüfungsleistungen

(1)	 Die Modulprüfungen können aus mündlichen Prüfungen und 
sonstigen mündlichen Prüfungsleistungen (Kolloquium, Präsenta-
tion) bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fra-
gestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Fer-
ner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über ein dem Stand 
des Studiums entsprechendes Grundlagenwissen verfügt.

(2)	 Mündliche Prüfungsleistungen werden vor mindestens zwei 
Prüfern (Kollegialprüfung) oder einem Prüfer in Gegenwart eines 
sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Dauer beträgt mindestens 
30 Minuten und höchstens 60 Minuten. Bei mehreren Prüfern er-
gibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen.

(3)	 Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Regel in deut-
scher Sprache erbracht.
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(4)	 Art und Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen sind in 
§ 24 Abs. 1 festgelegt.

(5)	 Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungsleistungen sowie gegebenenfalls besondere Vor-
kommnisse werden in einem Protokoll festgehalten. Das Ergebnis 
wird dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfungs-
leistung bekannt gegeben.

§ 8
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1)	 Die Modulprüfungen können aus schriftlichen Prüfungsleis-
tungen, aus Klausurarbeiten oder aus sonstigen schriftlichen Ar-
beiten (Berichte, Konstruktionsentwürfe, Hausarbeiten, Protokol-
le) bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, dass er auf 
der Basis des notwendigen Grundlagenwissens in begrenzter Zeit 
und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des 
Faches Aufgaben lösen oder Themen bearbeiten kann.

(2)	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der 
Regel, zumindest aber im Fall der Wiederholungsprüfung, von 
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen. Wird eine schriftliche Prü-
fungsleistung von zwei Prüfern bewertet und ist die Abweichung 
der Bewertung größer als 2,0, wird eine weitere Bewertung durch 
einen dritten Prüfer eingeholt. Schließt der dritte Prüfer sich der 
Bewertung von einem der beiden ersten Prüfer an, so gilt diese 
Note (Stichentscheid). Sofern der dritte Prüfer eine andere Note 
als die beiden ersten Prüfer vergibt, wird die Endnote aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet. Das Be-
wertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3)	 Die Dauer von Klausurarbeiten beträgt mindestens 60 Minu-
ten und höchstens 180 Minuten.

(4)	 Der Arbeitsaufwand für sonstige schriftliche Arbeiten beträgt 
maximal 90 Stunden. Die Bearbeitungsfrist von sonstigen schrift-
lichen Arbeiten darf acht Wochen nicht überschreiten. Ausgabe 
des Themas der Arbeit und deren Abgabe werden aktenkundig ge-
macht.

(5)	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Prüfungsleistungen 
werden in der Regel in deutscher Sprache abgelegt.

(6)	 Art und Dauer der einzelnen schriftlichen Prüfungsleistungen 
sind in § 24 Abs. 1 festgelegt.

§ 9
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

(1)	 Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1	 =	 sehr gut	 =	 eine hervorragende Leistung

2	 =	 gut	 =	� eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen 
liegt

3	 =	 befriedigend	 =	� eine Leistung, die durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht

4	 =	 ausreichend	 =	� eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügt

5	 =	 nicht ausreichend	 =	� eine Leistung, die wegen erheblicher 
Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können 
einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt 
werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos-
sen.

(2)	 Besteht eine Modulprüfung aus zwei Prüfungsleistungen, er-
rechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der 
einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei wird nur die erste Dezimal-
stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen 
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

Bei einem Durchschnitt bis 
einschließlich 1,5	 =	 sehr gut;
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis 
einschließlich 2,5	 =	 gut;
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis 
einschließlich 3,5	 =	 befriedigend;
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis 
einschließlich 4,0	 =	 ausreichend;
bei einem Durchschnitt ab 4,1	 =	 nicht ausreichend.

(3)	 Für die Bachelor-Prüfung wird eine Gesamtnote gebildet. Sie 
errechnet sich aus dem Mittelwert aller Modulnoten und der Note 
der Bachelor-Arbeit; dabei werden die Modulnoten und die Note 
der Bachelor-Arbeit mit den ihnen zugeordneten Leistungspunk-
ten gewichtet. Es wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Run-
dung gestrichen. Die Gesamtnote lautet entsprechend Absatz 2.

(4)	 Zusätzlich zur deutschen Gesamtnote erfolgt die Bewertung 
durch einen relativen ECTS-Grade. Der ECTS-Grade wird in Ab-
hängigkeit von der Einordnung der erzielten Gesamtnote inner-
halb einer Vergleichsgruppe aus allen Absolventen eines Prü-
fungsjahrganges dieses Studienganges oder bei geringeren Absol-
ventenzahlen eines Vergleichszeitraumes von drei Jahren folgen-
dermaßen vergeben:

Deutsche Note	 ECTS-Grade	 Bewertung

die besten 10 %	 A	 Excellent
die nächsten 25 %	 B	 Very Good
die nächsten 30 %	 C	 Good
die nächsten 25 %	 D	 Satisfactory
die nächsten 10 %	 E	 Sufficient

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1)	 Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet, wenn der Kandidat ohne triftigen Grund von ihr zurück-
tritt, nachdem er zu ihr zugelassen wurde, oder wenn er einen für 
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ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt. 
Dasselbe gilt, wenn er eine schriftliche Prüfungsleistung nicht in-
nerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbringt.

(2)	 Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte 
Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich an-
gezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandi-
daten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes und in Zweifels-
fällen eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden. Soweit die 
Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zu einer Prü-
fung, die Wiederholung von Prüfungen, die Gründe für das Ver-
säumnis von Prüfungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der Krankheit des 
Kandidaten die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu 
versorgenden Kindes gleich. Wird der Grund anerkannt, so setzt 
der Prüfungsausschuss einen neuen Termin fest.

(3)	 Bei Modulprüfungen, die aus mehreren Prüfungsleistungen 
bestehen, werden die Prüfungsleistungen dieses Moduls, die bis 
zu einem anerkannten Rücktritt beziehungsweise einem aner-
kannten Versäumnis einer Prüfungsleistung dieses Moduls er-
bracht worden sind, angerechnet.

(4)	 Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistun-
gen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ord-
nungsgemäßen Ablauf eines Prüfungstermins stört, kann von 
dem jeweiligen Prüfer oder Aufsicht Führenden von der Fortset-
zung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem 
Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet. In schwerwiegenden Fällen der Täuschung, Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel oder Störung des ordnungsgemä-
ßen Prüfungsablaufs durch den Kandidaten kann der Prüfungs-
ausschuss den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen mit der Folge, dass der Kandidat 
seinen Prüfungsanspruch in diesem Studiengang endgültig ver-
liert; hierüber hat der Prüfungsausschuss einen mit Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehenden schriftlichen Bescheid zu erstel-
len. Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben.

§ 11
Mängel im Prüfungsverfahren

(1)	 Erweist sich, dass das Verfahren einer mündlichen oder einer 
schriftlichen Prüfungsleistung mit Mängeln behaftet war, die das 
Prüfungsergebnis beeinflusst haben, wird auf Antrag eines Kandi-
daten oder von Amts wegen angeordnet, dass von einem bestimm-
ten oder von allen Kandidaten die Prüfungsleistung wiederholt 
wird. Die Mängel müssen unverzüglich bei dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses oder bei dem Prüfer geltend gemacht wer-
den.

(2)	 Sechs Monate nach Abschluss der Prüfungsleistung dürfen 
von Amts wegen Anordnungen nach Absatz 1 nicht mehr getrof-
fen werden.

§ 12
Bestehen und Nichtbestehen

(1)	 Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Modulnote min-
destens „ausreichend“ (4,0) ist. Besteht eine Modulprüfung aus 
mehr als einer Prüfungsleistung, müssen alle Prüfungsleistungen 
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet sein.

(2)	 Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Modul-
prüfungen bestanden sind und die Bachelor-Arbeit mindestens 
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurde.

(3)	 Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder 
wurde die Bachelor-Arbeit schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, erhält er Auskunft darüber, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die 
Bachelor-Arbeit wiederholt werden können.

(4)	 Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, wird 
ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise 
sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren 
Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und 
erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

(5)	 Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung endgültig nicht be-
standen, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hierü-
ber einen Bescheid. Dieser ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen.

§ 13
Freiversuch

(1)	 Einen Freiversuch unternimmt, wer eine Modulprüfung bis 
zum Regelprüfungstermin erstmalig ablegt.

(2)	 Besteht ein Kandidat eine Modulprüfung im Freiversuch (Ab-
satz 1) nicht, so gilt sie als nicht unternommen, außer sie wurde 
wegen Täuschung oder Ordnungsverstoßes (§ 10 Abs. 4) für nicht 
bestanden erklärt. Sie muss spätestens in dem Prüfungszeitraum, 
der dem Regelprüfungstermin folgt, erneut abgelegt werden; an-
derenfalls gilt die Modulprüfung als abgelegt und mit „nicht be-
standen“ bewertet.

(3)	 Besteht ein Kandidat die Modulprüfung im Freiversuch (Ab-
satz 1), darf er die Prüfung im nächsten Prüfungszeitraum zum 
Zwecke der Notenverbesserung erneut ablegen (Verbesserungs-
versuch). Es gilt jeweils die bessere Note.

(4)	 Für die Inanspruchnahme von Mutterschutzfristen und Eltern-
zeit gilt die Regelung gemäß § 6 Abs. 2.

§ 14
Wiederholung von Modulprüfungen

(1)	 Nicht bestandene Modulprüfungen können einmal wiederholt 
werden. Die Wiederholung einer bestandenen Modulprüfung ist, 
abgesehen von einer im Rahmen des Freiversuchs bestandenen 
Modulprüfung, nicht zulässig. Fehlversuche an anderen Universi-
täten und gleichgestellten Hochschulen werden angerechnet.
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(2)	 Besteht eine Modulprüfung aus mehr als einer Prüfungsleis-
tung, so sind nur die Prüfungsleistungen zu wiederholen, die nicht 
mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(3)	 Eine wiederholte schriftliche Modulprüfung darf nur nach einer 
ergänzenden mündlichen Prüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet werden. Die Dauer der ergänzenden mündlichen Prüfung 
soll 30 Minuten betragen. Das Ergebnis der Wiederholungsprüfung 
unter Einschluss der ergänzenden mündlichen Prüfung kann nur 
„ausreichend“ (4,0) oder „nicht ausreichend“ (5,0) sein.

(4)	 Die Wiederholungsprüfung muss innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ablauf des jeweiligen Prüfungsverfahrens erfolgen. Die 
Wiederholungsprüfung für Modulprüfungen, die außerhalb des 
Prüfungszeitraumes zu erbringen sind, ist im nächstfolgenden 
Prüfungszeitraum abzulegen. Bei Versäumnis der Wiederholungs-
frist gilt die Wiederholungsprüfung als abgelegt und wird mit 
„nicht bestanden“ bewertet, es sei denn, der Kandidat hat das Ver-
säumnis nicht zu vertreten.

§ 15
Sonderregelung

(1)	 Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, 
dass er wegen länger andauernder oder ständiger Behinderung 
oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, eine Prüfungs-
leistung in der vorgesehenen Form abzulegen, so trifft der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses eine besondere Regelung zum 
Ausgleich des Nachteils. Insbesondere kann er die Dauer einer 
Prüfungsleistung verlängern oder eine andere Art der Leistung 
verlangen. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2)	 Entscheidungen gemäß Absatz 1 werden auf schriftlichen An-
trag hin getroffen. Bei Prüfungsleistungen ist der Antrag der Mel-
dung zur Prüfungsleistung beizufügen.

§ 16
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1)	 Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen aus 
anderen Studiengängen werden angerechnet, soweit die Gleich-
wertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denjenigen des Bachelor-Studiengan-
ges Maschinenbau an der Universität Rostock im Wesentlichen 
entsprechen. Dabei wird kein schematischer Vergleich, sondern 
eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorgenommen.

(2)	 Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erbracht wurden, werden die von Kultusministerkon-
ferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Partnerschaf-
ten der Universität Rostock beachtet.

(3)	 Absatz 1 gilt auch für Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten Fernstudien und 
an anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsakademien erworben wurden.

(4)	 Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, wer-
den die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – 
übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen.

(5)	 Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 2 besteht 
ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Stu
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts 
wegen. Die Studierenden haben die für die Anrechnung erforder-
lichen Unterlagen vorzulegen.

§ 17
Prüfungsausschuss

(1)	 Für die Organisation der Modul-Prüfungen sowie die durch 
diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prü-
fungsausschuss gebildet. Ihm gehören fünf Mitglieder an, darun-
ter drei Mitglieder aus der Gruppe der Professoren, ein Mitglied 
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter sowie ein stu-
dentischer Vertreter. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei 
Jahre, die des studentischen Vertreters ein Jahr.

(2)	 Der Vorsitzende, der Stellvertreter, die weiteren Mitglieder 
des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden durch 
den Fakultätsrat bestellt. Der Vorsitzende führt die Geschäfte des 
Prüfungsausschusses.

(3)	 Der Prüfungsausschuss trifft alle anfallenden Entscheidungen, 
ausgenommen Bewertungen von Prüfungsleistungen. Er erlässt 
insbesondere Zulassungs- und Prüfungsbescheide. Die Bescheide 
bedürfen der Schriftform, sie werden begründet und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung versehen.

(4)	 Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig 
der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzei-
ten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die 
Bachelor-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und Ge-
samtnoten. Der Bericht wird in geeigneter Weise durch die Uni-
versität offen gelegt. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur 
Reform der Studienordnungen, Studienpläne und Prüfungsord-
nungen.

(5)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der 
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen.

(6)	 Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder schriftlich unter Einhaltung der Ladungsfrist von eine 
Woche geladen sind und mindestens zwei Professoren und ein 
weiteres Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitar-
beiter oder der Studierenden anwesend sind. Er beschließt mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden oder, in seiner Abwesen-
heit, die Stimme des Stellvertreters.

(7)	 Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Prüfungsausschus-
ses ein. Er ist befugt, anstelle des Prüfungsausschusses unauf-
schiebbare Entscheidungen allein zu treffen. Hiervon hat er dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich Kenntnis zu geben. Darüber hi
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naus kann der Prüfungsausschuss dem Vorsitzenden die Erledi-
gung von einzelnen Aufgaben widerruflich übertragen.

(8)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellver-
treter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, werden sie durch den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit verpflichtet.

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1)	 Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind das an der Hoch-
schule hauptberuflich tätige wissenschaftliche und künstlerische 
Personal, Lehrbeauftragte und in der beruflichen Praxis und Aus-
bildung erfahrene Personen befugt. Hochschulprüfungen sollen 
nur von Personen abgenommen werden, die Lehraufgaben erfül-
len. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet wer-
den, die selbst die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen.

(2)	 Die Namen der Prüfer für die mündlichen und schriftlichen 
Prüfungsleistungen werden durch ortsüblichen Aushang zeitgleich 
mit den Prüfungsterminen bekannt gegeben.

(3)	 Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 17 Abs. 8 entsprechend.

§ 19
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1)	 Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht oder 
einen Täuschungsversuch unternommen und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Note 
der Prüfungsleistung entsprechend § 10 Abs. 4 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ 
und die Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 
Entsprechendes gilt für die Bachelor-Arbeit.

(2)	 Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modulprü-
fung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen woll-
te, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Mo-
dulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht er-
wirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann die 
Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-Prüfung 
für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3)	 Dem Kandidaten wird vor einer Entscheidung Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben.

(4)	 Das unrichtige Zeugnis wird eingezogen und gegebenenfalls 
ein neues erteilt. Mit dem unrichtigen Zeugnis wird auch die Ur-
kunde eingezogen, wenn die Bachelor-Prüfung auf Grund einer 
Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entschei-
dung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von 
fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 20
Widerspruchsverfahren

(1)	 Der Kandidat kann gegen Entscheidungen in Prüfungsangele-
genheiten beim Prüfungsausschuss schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift Widerspruch einlegen. Will der Prüfungsausschuss 
dem Widerspruch nicht Abhilfe schaffen, leitet er den Wider-
spruch unverzüglich an den Widerspruchsausschuss der Universi-
tät weiter.

(2)	 Das Widerspruchsverfahren richtet sich nach der Verfahrens-
ordnung zur Bearbeitung von Widersprüchen in Prüfungsangele-
genheiten der Universität Rostock in der jeweils gültigen Fassung.

§ 21
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens 
einer Modulprüfung oder der Bachelor-Arbeit wird dem Kandida-
ten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in seine schriftli-
chen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in 
die Prüfungsprotokolle gewährt.

II. Bachelor-Prüfung

§ 22
Zweck der Bachelor-Prüfung

Durch die Bachelor-Prüfung soll der Kandidat nachweisen, dass 
er die inhaltlichen und methodischen Grundlagen seines Faches 
beherrscht und die Fähigkeit besitzt, sie anzuwenden.

§ 23
Zulassung zu den Modulprüfungen  

der Bachelor-Prüfung

(1)	 Eine Modulprüfung kann nur ablegen, wer

1.	� für den Bachelor-Studiengang Maschinenbau an der Universi-
tät Rostock eingeschrieben ist und

2.	� die in § 24 Abs. 1 ausgewiesenen Prüfungsvorleistungen er-
bracht hat.

(2)	 Der Kandidat hat sich innerhalb der bekannt gegebenen Mel-
defrist schriftlich beim Prüfungsamt zu den Modulprüfungen an-
zumelden, die er in einem Prüfungszeitraum ablegen will. Der 
formlosen Anmeldung sind beizufügen

1.	 eine Studienbescheinigung für das laufende Semester;

2.	� eine Aufstellung der Module, in denen die Modulprüfung ab-
gelegt werden soll;

3.	� die Nachweise über die gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringenden 
Prüfungsvorleistungen.

Kann ein Nachweis über eine gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringende 
Prüfungsvorleistung nicht rechtzeitig zum Zeitpunkt der Anmel-
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dung zur Modulprüfung beigebracht werden, erfolgt die Zulas-
sung zur Prüfung unter Vorbehalt. Die Zulassung erlischt, wenn 
der Nachweis über die Prüfungsvorleistung nicht bis zum Beginn 
des Prüfungszeitraums der Modulprüfung vorgelegt wird, für die 
die betreffende Vorleistung erforderlich ist.

(3)	 Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1.	� die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind 
oder

2.	 die Unterlagen gemäß Absatz 2 unvollständig sind oder

3.	� der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu
diengang eine Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder sich 
in einem Prüfungsverfahren befindet.

§ 24
Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung 

(1)	 Die Module des Bachelor-Studienganges Maschinenbau um-
fassen Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule. Die Zusammen-
stellung aller Module, die Art der Prüfungsvorleistungen, die Art 
der Modulprüfung, der Regelprüfungstermin und die zu errei-
chenden Leistungspunkte sind der Anlage zu dieser Prüfungsord-
nung zu entnehmen.

(2)	 Für die Bachelor-Prüfung sind gemäß der Anlage zu dieser 
Prüfungsordnung Pflichtmodule im Umfang von 126 LP und 
Wahlpflichtmodule im Umfang von 54 LP zu belegen und mit 
einer Modulprüfung abzuschließen.

(3)	 Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der 
dem jeweiligen Modul nach Maßgabe der Studienordnung (Mo-
dulbeschreibung) zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(4)	 Die Prüfungsanforderungen orientieren sich am Inhalt der 
Lehrveranstaltungen, die auf Grund der Studienordnung (Modul-
beschreibung) für das jeweilige Modul angeboten werden.

§ 25
Ausgabe und Anfertigung der Bachelor-Arbeit

(1)	 Die Bachelor-Arbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach 
selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2)	 Die Arbeit soll im sechsten Semester ausgeführt werden. Für 
die Überschreitung dieser Frist gilt § 6 entsprechend.

(3)	 Der Arbeitsaufwand für die Bachelor-Arbeit beträgt 360 Stun-
den. Die Frist für die Bearbeitung beträgt vier Monate. Thema, 
Aufgabenstellung und Umfang sind von dem Betreuer so zu be-
grenzen, dass die Frist zur Bearbeitung eingehalten werden kann. 
Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der Prüfungsausschuss 
die Bearbeitungsfrist ausnahmsweise um höchstens vier Wochen 
verlängern.

(4)	 Zur Bachelor-Arbeit wird zugelassen, wer

1.	� für den Bachelor-Studiengang der Universität Rostock einge-
schrieben ist;

2.	� alle Modulprüfungen erfolgreich abgelegt hat, deren Regel-
prüfungstermine vor dem Fachsemester liegen, in dem die 
Arbeit ausgeführt werden soll.

(5)	 Der Kandidat hat die Zulassung zur Bachelor-Arbeit schrift-
lich beim Prüfungsausschuss zu beantragen. Der Antrag ist bis 
vierzehn Tage nach Beginn der Vorlesungszeit des Semesters zu 
stellen, in dem der Kandidat die Bachelor-Arbeit anfertigen will. 
Dem Antrag ist eine aktuelle Studienbescheinigung beizufügen. 
Der Kandidat kann mit dem Antrag auf Zulassung Themen und 
Betreuer vorschlagen; der Vorschlag begründet keinen An-
spruch.

(6)	 Der Kandidat kann mit der Zulassung beantragen, die Bache-
lor-Arbeit in einer anderen Sprache als in der in § 1 Abs. 2 festge-
legten zu verfassen. Über den Antrag entscheidet der Prüfungsaus-
schuss in Absprache mit Betreuer und Prüfer der Arbeit.

(7)	 Die Bachelor-Arbeit wird von einem Professor oder einer an-
deren nach § 18 Abs. 1 berechtigten Person betreut.

(8)	 Die Ausgabe des Themas für die Bachelor-Arbeit erfolgt über 
den Prüfungsausschuss. Thema und Zeitpunkt werden aktenkun-
dig gemacht. Die Ausgabe des Themas hat so rechtzeitig zu erfol-
gen, dass die Bachelor-Arbeit einschließlich der Bewertung inner-
halb des laufenden Semesters abgeschlossen werden kann. Das 
Thema kann nur einmal und nur innerhalb von drei Wochen nach 
Ausgabe zurückgegeben werden.

§ 26
Abgabe, Kolloquium und Bewertung  

der Bachelor-Arbeit

(1)	 Die Bachelor-Arbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss  
abzuliefern; der Abgabezeitpunkt wird aktenkundig gemacht. Bei 
der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er 
seine Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(2)	 Der Kandidat hat seine Bachelor-Arbeit in einem Kolloquium 
öffentlich zu präsentieren. Das Kolloquium besteht aus einem etwa 
20-minütigen Vortrag des Kandidaten und einer etwa 15-minütigen 
Diskussion mit den beiden Prüfern der Bachelor-Arbeit. Das Kol-
loquium findet spätestens vier Wochen nach Abgabe der Bachelor-
Arbeit statt. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt den 
Termin fest und teilt ihn dem Kandidaten schriftlich mit.

(3)	 Die Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium wird von zwei Prü-
fern, darunter der Betreuer der Bachelor-Arbeit, selbstständig be-
wertet. Die Prüfer erteilen jeweils getrennte Noten für die schrift-
liche Arbeit und das Kolloquium.

(4)	 Die Benotung der Bachelor-Arbeit ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel der durch die beiden Prüfer vergebenen Noten. 
Die jeweilige Note eines Prüfers ergibt sich aus der dreifach ge-
wichteten Note für die schriftliche Arbeit und der einfach gewich-
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teten Note für das Kolloquium. Die Noten werden dem Kandida-
ten im Anschluss an das Kolloquium bekannt gegeben.

(5)	 Die Bachelor-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter 
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. In die-
sem Fall ist eine Rückgabe des Themas in der in § 25 Abs. 8 ge-
nannten Frist jedoch nur zulässig, wenn der Kandidat bei der An-
fertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht hat.

(6)	 Für die bestandene Bachelor-Arbeit werden zwölf Leistungs-
punkte vergeben.

§ 27
Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1)	 Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat 
jeweils unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach 
Bestehen der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis. In das Zeug-
nis werden die Modulnoten, das Thema der Bachelor-Arbeit und 
deren Note sowie die Gesamtnote aufgenommen. Gegebenenfalls 
können ferner die Studienrichtung und die Studienschwerpunkte 
sowie – auf Antrag des Kandidaten – das Ergebnis der Modulprü-
fungen in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen (Zusatzmo-
dule) und die bis zum Abschluss der Prüfung benötigte Fachstu
diendauer in das Zeugnis aufgenommen werden.

(2)	 Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. Es wird durch den Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.

(3)	 Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Urkun-
de mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des 
Bachelor-Grades beurkundet. Die Urkunde wird durch den Dekan 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen.

(4)	 Außerdem werden eine englischsprachige Übersetzung des 
Abschlusszeugnisses und der Urkunde über die Verleihung des 
akademischen Grades sowie ein deutschsprachiges und ein eng-
lischsprachiges Diploma Supplement, das Auskunft über den Stu-
dienverlauf gibt, ausgestellt und vom Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses unterzeichnet.

III. Schlussbestimmungen

§ 28
Übergangsregelungen

(1)	 Diese Prüfungsordnung gilt für Kandidaten, die nach ihrem 
Inkrafttreten im Bachelor-Studiengang Maschinenbau immatriku-
liert wurden.

(2)	 Kandidaten, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung 
im Diplomstudiengang Maschinenbau immatrikuliert wurden, 
können auf Antrag an den Prüfungsausschuss nach dieser Prü-
fungsordnung geprüft werden. Bereits erbrachte Prüfungs- und 
Studienleistungen werden nach § 16 angerechnet. Der Antrag ist 
unwiderruflich.

§ 29
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mit-
teilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Akademischen Se-
nats der Universität Rostock vom 5. März 2008 und der Genehmi-
gung des Rektors vom 8. April 2008.

Rostock, den 8. April 2008

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Thomas Strothotte

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 783
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Gemeinsame Prüfungsordnung für die Bachelor-Studiengänge Maschinenbau, 
Dualer Studiengang Maschinenbau mit den Ausrichtungen Produktionsmanagement 

und Schiffbautechnik, Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen an der Fachhochschule Stralsund

Vom 5. Mai 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Fachhochschule Stralsund folgende Gemeinsame Prüfungsordnung für die Bachelor-
Studiengänge Maschinenbau, Dualer Studiengang Maschinenbau mit den Ausrichtungen Produktionsmanagement und Schiffbautech-
nik, Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen als Satzung: 

Inhaltsverzeichnis

Teil I
Allgemeine Vorschriften

§   1	 Regelungsgegenstand
§   2	 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§   3	 Aufbau der Prüfungen
§   4	 Bestehen oder Nichtbestehen
§   5	 Bewertung der Prüfungsleistungen
§   6	 Bildung der Modulnoten
§   7	 Prüfungstermine
§   8	 Meldung und Meldefristen
§   9	 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 10	 Wiederholung der Modulprüfungen und der Bachelor-Arbeit
§ 11	 Pflichtstudienberatung
§ 12	 Prüfungsvorleistungen
§ 13	 Arten der Prüfungsleistungen
§ 14	 Mündliche Prüfungen
§ 15	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 16	 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen
§ 17	 Zusatzfächer
§ 18	 Vergabe von ECTS-Punkten (CP)
§ 19	 Prüfungsausschuss
§ 20	 Prüferin und Prüfer, Beisitzerin und Beisitzer
§ 21	 Studienbüro
§ 22	 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
	 und Prüfungsleistungen
§ 23	 Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung
§ 24	 Einsicht in die Prüfungsakten

Teil II 
Prüfungsverfahren

§ 25	 Zweck der Bachelor-Prüfung
§ 26	 Aufbau, Gegenstand und Art der Bachelor-Prüfung
§ 27	 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für die Bachelor-Arbeit
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Teil I
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Regelungsgegenstand

Die Studienprogramme Maschinenbau, Dualer Studiengang Ma-
schinenbau, Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen an der Fachhochschule Stralsund füh-
ren zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss. In dieser 
Prüfungsordnung wird die jeweils zugehörige Bachelor-Prüfung 
geregelt.

§ 2
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang 

(1)	 Die Zeit, in der in der Regel das Studium mit der Bachelor-
Prüfung als berufsqualifizierender Prüfung abgeschlossen werden 
kann (Regelstudienzeit), beträgt mit Ausnahme für den Dualen 
Studiengang Maschinenbau, sieben Fachsemester. Sie umfasst 
sechs theoretische Studiensemester und ein siebtes praktisches 
Studiensemester. Im siebten Semester wird eine mindestens zwölf 
Wochen umfassende Praxisphase absolviert und die Bachelor-
Arbeit angefertigt.

(2)	 Es muss eine einschlägige berufspraktische Tätigkeit (Vorpra-
xis) im Umfang von 13 Wochen bis zum Ende des vierten Semes-
ters erfolgreich abgeleistet werden. Davon sollen mindestens vier 
Wochen vor Aufnahme des Studiums erbracht werden. Eine ein-
schlägige Ausbildung oder eine einschlägige berufspraktische Tä-
tigkeit wird angerechnet. Einzelheiten zu den Inhalten der Vorpra-
xis für den jeweiligen Studiengang werden in der Praktikanten-
richtlinie (Anlage 1 der Studienordnung) geregelt.

(3)	 Im siebten Fachsemester liegt die Praxisphase. Es ist ein in 
das Studium integrierter, von der Fachhochschule Stralsund gere-
gelter, inhaltlich bestimmter, betreuter und mit Lehrveranstaltun-
gen begleiteter Ausbildungsabschnitt, der in der Regel in einem 
Betrieb oder in einer anderen Einrichtung der Berufspraxis mit 
einem Umfang von mindestens zwölf Wochen abgeleistet wird. 
Die inhaltliche Gestaltung und die fachlichen Anforderungen für 
die Praxisphase regelt die Studienordnung.

(4)	 Das siebte Fachsemester dient der Realisierung der Praxispha-
se, der Anfertigung der Bachelor-Arbeit und der Ablegung des 
Kolloquiums nach Maßgabe von §§ 28 und 29; begleitend können 
Lehrveranstaltungen absolviert werden.

(5)	 Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluss des 
Studiums nötig ist, ist festgelegt. Durch den erfolgreichen Ab-
schluss aller erforderlichen Lehrveranstaltungen einschließlich 
der Praxisphase (im Umfang von zwölf Credit Points (CP)) und 
der Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium im Umfang von 15 CP 
werden in allen Studiengängen 210 CP erbracht. Für den Dualen 
Studiengang Maschinenbau gilt Absatz 6.

(6)	 Im Dualen Studiengang Maschinenbau beträgt die Zeit, in der 
in der Regel das Studium mit der Bachelor-Prüfung als berufsqua-
lifizierender Abschluss abgeschlossen werden kann (Regelstu
dienzeit) acht Fachsemester. Davon finden bis zur Zwischenprü-
fung drei Semester an der Fachhochschule und zwei Semester im 

Betrieb statt. Nach zwei weiteren Semestern an der Fachhoch-
schule folgt ein letztes Betriebssemester (achtes Semester), in des-
sen zweiter Hälfte die Bachelor-Arbeit angefertigt wird. 

Für den Dualen Studiengang Maschinenbau sollte zusätzlich eine 
abgeschlossene Berufsausbildung, die als Vorpraxis angerechnet 
wird, und der Nachweis eines Arbeitsvertrages vorliegen.
Im Dualen Studiengang Maschinenbau sind die Betriebssemester 
in das Curriculum integrierte, mit den Studieninhalten an der 
Fachhochschule verzahnte und gemeinsam mit dem Leitbetrieb 
und den beteiligten Firmen betreute Ausbildungsabschnitte. Die 
inhaltlich-organisatorische Gestaltung der Betriebssemester re-
geln das Curriculum der Studienordnung und der Kooperations-
vertrag mit dem Leitbetrieb als Anlage der Studienordnung.

Das achte Fachsemester dient der Realisierung des dritten Be-
triebssemesters einschließlich der Anfertigung der Bachelor-Ar-
beit und der Ablegung des Kolloquiums nach Maßgabe von §§ 28 
und 29. Begleitend können Lehrveranstaltungen absolviert wer-
den. 
Im Dualen Studiengang Maschinenbau werden durch den erfolg-
reichen Abschluss aller erforderlichen Lehrveranstaltungen ein-
schließlich der Betriebssemester (im Umfang von 40 CP) und der 
Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium im Umfang von 15 CP ins-
gesamt 210 CP erbracht. 

§ 3
Aufbau der Prüfungen

(1)	 Die Bachelor-Prüfung besteht aus Modulprüfungen, ein-
schließlich der Praxisphase, und der Bachelor-Arbeit sowie einem 
Kolloquium.

(2)	 Modulprüfungen setzen sich aus Prüfungsleistungen (§§ 13 
bis 15) in einem Prüfungsfach oder in mehreren Prüfungsfächern 
zusammen. In einer Modulprüfung sollen in der Regel nicht mehr 
als drei Prüfungsleistungen erbracht werden; sie kann auch aus 
nur einer Prüfungsleistung bestehen.

(3)	 Das Prüfungsgebiet einer Modulprüfung ist in der Regel so 
festzulegen, dass das Bestehen zur Voraussetzung für die Fortset-
zung des Studiums im Studiengang oder eines erfolgreichen Ab-
schlusses gemacht werden kann.

(4)	 Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend abge-
nommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfachs in dem für das 
Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden sind. 

(5)	 Zum Nachweis im Rahmen des European Credit Transfer Sys-
tem (ECTS) erbrachter Studienleistungen ist zu gewährleisten, 
dass den Gast-Studierenden auf Antrag an den Prüfungsausschuss 
eine Prüfungsmöglichkeit eingeräumt wird, wenn eine solche in 
der Prüfungsordnung nicht vorgesehen ist.

(6)	 Die Zwischenprüfung im Dualen Studiengang Maschinenbau 
besteht aus Modulprüfungen.

(7)	 Die Zulassung zu Modulprüfungen bei Modulen mit Labor-
praktika kann vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen 
abhängig gemacht werden (§ 12).
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§ 4
Bestehen oder Nichtbestehen

(1)	 Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn

1.	� sämtliche Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden 
sind;

2.	� die Praxisphase beziehungsweise im Dualen Studiengang Ma-
schinenbau die Betriebssemester erfolgreich abgeschlossen 
sind und 

3.	� die Bachelor-Arbeit einschließlich des Kolloquiums mindes-
tens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2)	 Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Note der Modul-
prüfung mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. Eine Modulprüfung, 
die sich aus mehreren Prüfungsleistungen zusammensetzt, ist be-
standen, wenn alle Prüfungsleistungen bestanden sind.

(3)	 Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Modulprüfung 
nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden oder wurde die 
Bachelor-Arbeit beziehungsweise das Kolloquium schlechter als 
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet, so wird der Kandidatin oder 
dem Kandidaten hierüber ein schriftlicher Bescheid mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung erteilt. Es muss darüber informiert wer-
den, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und in welcher 
Frist Modulprüfungen, die Bachelor-Arbeit und das Kolloquium 
wiederholt werden können. Ferner ist in dem Bescheid darauf hin-
zuweisen, dass gemäß § 17 Abs. 6 des Landeshochschulgesetzes 
die Immatrikulation beendet wird, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat in ihrem oder seinem Studiengang die Bachelor-Prüfung 
endgültig nicht bestanden hat.

(4)	 Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung 
nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden und will sie oder 
er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Fachhochschu-
le Stralsund fortsetzen, so wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen 
Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikula
tionsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die er-
brachten Prüfungsleistungen, deren Noten und deren CP enthält und 
erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)	 Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüferinnen oder jeweiligen Prüfern festgesetzt.

(2)	 Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende 
Noten zu verwenden:

1,0; 1,3	 =	 sehr gut	 =	 eine hervorragende Leistung

1,7; 2,0; 2,3	 =	 gut	 =	� eine Leistung, die erheblich 
				    über den durchschnittlichen 
				    Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3	 =	 befriedigend	 =	 eine Leistung, die durch-
				    schnittlichen Anforderungen 
				    entspricht

3,7; 4,0 	 =	 ausreichend	 =	 eine Leistung, die trotz 
				    ihrer Mängel noch den 
				    Anforderungen genügt

5,0	 =	 nicht ausreichend	 =	� eine Leistung, die wegen 
				    erheblicher Mängel den 
				    Anforderungen nicht 
				    mehr genügt

(3)	 Die Noten 1,3; 1,7; 2,3; 2,7; 3,3 und 3,7 dienen der differen-
zierten Bewertung der Prüfungsleistungen.

(4)	 Neben der Note auf der Grundlage der deutschen Notenskala 
von 1,0 bis 5,0 ist bei der Abschlussnote zusätzlich auch eine re-
lative Note entsprechend der nachfolgenden ECTS-Bewertungs-
skala auszuweisen:

A	 die besten 10 %
B	 die nächsten 25 %
C 	 die nächsten 30 %
D	 die nächsten 25 %
E	 die nächsten 10 %

§ 6
Bildung der Modulnoten

(1)	 Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, 
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der 
einzelnen Prüfungsleistungen, die alle mit mindestens „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet sein müssen. Dabei wird nur die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen 
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt 
bis einschließlich 1,5	 =	 sehr gut;
bei einem Durchschnitt 
von 1,6 bis einschließlich 2,5	 =	 gut;
bei einem Durchschnitt 
von 2,6 bis einschließlich 3,5	 =	 befriedigend;
bei einem Durchschnitt 
von 3,6 bis einschließlich 4,0	 =	 ausreichend;
bei einem Durchschnitt ab 4,1	 =	 nicht ausreichend.

(2)	 Für die Bildung der Gesamtnote gemäß § 30 gilt Absatz 1 
entsprechend.

(3)	 Einzelne Prüfungsleistungen können bei der Bildung der Mo-
dulnote besonders gewichtet werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(4)	 Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so 
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Modulnote.

§ 7
Prüfungstermine

(1)	 Die Bachelor-Prüfung in den Studiengängen Maschinenbau, 
Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudiengang Wirtschafts-
ingenieurwesen soll spätestens innerhalb des siebten Fachsemes-
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ters gemäß § 2 Abs. 4 abgeschlossen werden. Sie kann vor dem 
siebten Fachsemester abgelegt werden, sofern die für die Zulas-
sung erforderlichen Voraussetzungen gemäß §§ 16 und 27 erfüllt 
sind. Die Modulprüfungen sollen zu dem ihnen in § 33 Abs. 1 
zugeordneten Regelprüfungstermin abgelegt werden.

(2)	 Im Dualen Studiengang Maschinenbau soll die Bachelor-Prü-
fung spätestens innerhalb des achten Fachsemesters gemäß § 2 
Abs. 6 abgeschlossen werden. Sie kann vor dem achten Fachse-
mester abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderli-
chen Voraussetzungen gemäß §§ 16 und 27 erfüllt sind. Die Mo-
dulprüfungen für die Zwischenprüfung sollen zu dem ihnen in  
§ 33 Abs. 1 zugeordneten, die für die Bachelor-Prüfung zu dem 
ihnen in § 33 Abs. 2 zugeordneten Regelprüfungsterminen abge-
legt werden.

(3)	 Die Bachelor-Prüfung ist so zu organisieren, dass sie inner-
halb der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Die Fach-
hochschule stellt durch das Lehrangebot sicher, dass die Modul-
prüfungen sowie die Bachelor-Arbeit und das Kolloquium zu den 
festgesetzten Prüfungsterminen abgelegt werden können. Nach 
Maßgabe des Prüfungsausschusses können im Ausnahmefall die 
Regelprüfungstermine nach Angebot der Lehrveranstaltung ver-
schoben werden. 

(4)	 Die Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend 
abgelegt, in der Regel im Prüfungszeitraum. Die Prüfungszeit be-
trägt vier Wochen und findet im Anschluss an die Lehrveranstal-
tungszeit statt. Bei Lehrveranstaltungen, die geblockt abgehalten 
werden, kann die Prüfung auch direkt nach Beendigung der Lehr-
veranstaltung abgenommen werden.

(5)	 Die Kandidatin oder der Kandidat ist rechtzeitig, sowohl über 
Art und Zahl der zu absolvierenden Modulprüfungen mit den 
ihnen zugeordneten Prüfungsleistungen (gemäß § 33) als auch 
über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über 
den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Arbeit zu informie-
ren. Zu diesem Zweck erhalten die Studierenden bei Aufnahme 
des Studiums eine Prüfungs- und ECTS-Punktekarte, auf der alle 
von ihnen zu erbringenden Prüfungselemente vermerkt sind. Die 
Karte ist von jeder oder jedem Studierenden in eigener Verantwor-
tung zu führen. Eine Übersicht über die Leistungen der Studieren-
den wird auch im Studienbüro geführt. Die Studierenden können 
sich zu jedem Semesterende ein „Transcript of Records“ ausstel-
len lassen.

(6)	 Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist bekannt zu geben, 
wann unter Berücksichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wie-
derholungsmöglichkeiten in den Prüfungen die Rechtsfolge des  
§ 17 Abs. 6 des Landeshochschulgesetzes (Exmatrikulation) ein-
setzt.

§ 8
Meldung und Meldefristen

(1)	 Die Studierenden müssen sich zu den Modulprüfungen sowie 
zur Bachelor-Arbeit anmelden. Die Studierenden sind zum Anzei-
gen der Praxisphase und eines eventuellen Auslandssemesters im 
Studienbüro (Prüfungsamt) verpflichtet. 

(2)	 Der Prüfungsausschuss bestimmt die konkreten Prüfungster-
mine. Diese werden spätestens sechs Wochen vor Beginn der Prü-
fungsperiode durch Aushang bekannt gegeben. 

(3)	 Der Antrag auf Zulassung ist spätestens sieben Wochen vor 
Beginn der Prüfungsperiode beim Studienbüro einzureichen 
(Ausschlussfrist). Eine Ausnahme bilden die Blockkurse. Hier er-
folgt der Antrag auf Zulassung vier Wochen vor dem für die Prü-
fung festgesetzten Zeitraum. Die oder der für den Blockkurs ver-
antwortliche Lehrbeauftragte bestimmt den Zeitpunkt der Prüfung 
zum Beginn des entsprechenden Kurses. Nimmt die oder der Stu-
dierende bereits vorher eine Themenstellung für eine in § 8 Abs. 8 
Satz 3 genannte Prüfungsleistung entgegen, gilt dies als vorweg-
genommener Antrag auf Zulassung zur Prüfung. 

(4)	 Die Kandidatin oder der Kandidat soll die Bachelor-Prüfung 
bis zum Ende der Regelstudienzeit ablegen. Überschreitet die 
Kandidatin oder der Kandidat aus von ihr oder ihm zu vertreten-
den Gründen die in der Prüfungsordnung im § 33 Abs. 1, im Du-
alen Studiengang Maschinenbau im § 33 Abs. 1 und 2, festgeleg-
ten Regelprüfungstermine für die Ablegung von Modulprüfungen 
und der Bachelor-Arbeit um mehr als ein Semester, so gelten die 
bis dahin nicht abgelegten Modulprüfungen als abgelegt und nicht 
bestanden. Entsprechendes gilt, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat eine Modulprüfung, zu der sie oder er sich gemeldet hat, 
aus von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen nicht ablegt. Diese 
Regelung gilt auch für eine nicht zum vorgesehenen Termin be-
gonnene Bachelor-Arbeit.

Die Rechtsfolge nach Satz 2 verschiebt sich einmalig um ein wei-
teres Semester in den Fällen, in denen aus Gründen, die von der 
Hochschule zu vertreten sind, eine Prüfungsvorleistung für eine 
dazugehörige Modulprüfung nicht in dem Semester, welches dem 
Regelprüfungstermin folgt, abgelegt werden kann.

(5)	 Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Gründe der Über-
schreitung nicht zu vertreten, so hat sie oder er dies über das Stu-
dienbüro unverzüglich dem Prüfungsausschuss schriftlich anzu-
zeigen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss 
die Gründe an, so setzt er einen neuen Termin an, der der Kandi-
datin oder dem Kandidat durch das Studienbüro in geeigneter 
Form mitzuteilen ist. 

Als nicht zu vertretender Grund im Sinne von Satz 1 gilt auch die 
Tätigkeit in Hochschulgremien. Unberücksichtigt bleiben danach 
Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens jedoch bis zu 
zwei Semester, wenn die Kandidatin oder der Kandidat während 
dieser Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gre-
mien oder satzungsmäßigen Organen der Hochschule tätig war 
und nachweislich am ordnungsgemäßen Studium in erheblichem 
Maße gehindert war. Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslands-
studium bis zu zwei Semestern, das im Rahmen von Koopera
tionsverträgen mit ausländischen Hochschulen im Ausland absol-
viert wurde. Die Kandidatin oder der Kandidat muss nachweislich 
an einer ausländischen Hochschule für den entsprechenden Stu
diengang eingeschrieben gewesen sein und muss darin Lehrveran-
staltungen in angemessenem Umfang, in der Regel von mindes-
tens acht Semesterwochenstunden, besucht und je Semester min-
destens zwei Leistungsnachweise erworben haben. 

Bei den Versäumnisgründen sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.



808	 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 	 Nr. 8/2008

(6)	 Der Antrag auf Nichtberücksichtigung von Zeiten bezüglich 
der Fristen von Absatz 4 ist über das Studienbüro zu stellen. Der 
Prüfungsausschuss entscheidet im Einzelfall über die zu erbrin-
genden Nachweise für eine Glaubhaftmachung von nicht zu ver-
tretenden Gründen gemäß Absatz 5.

(7)	 Der zuständige Prüfungsausschuss kann unter Würdigung der 
Ursachen für die Verzögerung des Studiums Ausnahmen vom Ab-
satz 4 Satz 2 zulassen, wenn die Kandidatin oder der Kandidat 
nach Inanspruchnahme der Studienberatung eine von der Studien-
dekanin oder vom Studiendekan befürwortete Konzeption für die 
Beendigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt. 

(8)	 Der Rücktritt von einer Prüfung, die mündlich oder schriftlich 
als Klausurarbeit zu erbringen ist (§13 Abs. 2), zu der sich die 
Kandidatin oder der Kandidat entsprechend Absatz 3 angemeldet 
hat und zu der sie oder er zugelassen wurde, ist möglich, wenn sie 
oder er die Prüfung unter Einhaltung der Fristen von Absatz 4 zu 
einem späteren Zeitpunkt ablegen kann. Der Rücktritt muss über 
die jeweils zur Verfügung stehenden Möglichkeiten (Selbstbedie-
nungsfunktionen oder in Schriftform) erfolgen und dem Studien-
büro eine Woche vor Beginn der Prüfungsperiode zugehen. 
Für alle anderen im § 13 Abs. 2 und 3 genannten Prüfungsleistun-
gen gilt, dass die Themenstellung innerhalb eines Monats nach 
Ausgabe einmal von der Kandidatin oder dem Kandidaten ohne 
Begründung zurückgegeben werden darf, wenn die entsprechende 
Prüfungsleistung in dem Semester nicht erbracht werden wird. 
Ein verspäteter Rücktritt ist unwirksam. Durch den wirksamen 
Rücktritt wird die Kandidatin oder der Kandidat so gestellt, als ob 
sie oder er sich nicht zur Prüfung angemeldet hätte.

§ 9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1)	 Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen für sie 
oder ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt 
oder wenn sie oder er von einer Prüfung, die sie oder er angetreten 
hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine 
schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2)	 Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss über das Studienbüro un-
verzüglich schriftlich angezeigt und zusammen mit einem Antrag 
auf Terminverschiebung glaubhaft nachgewiesen werden.

(3)	 Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten ist unver-
züglich ein ärztliches Attest vorzulegen. Bei Wiederholungsprü-
fungen und in der Prüfungsphase gemäß § 26 Abs. 3 ist ein amts-
ärztliches Attest einzureichen. Bei wiederholter Erkrankung kann 
ebenfalls ein amtsärztliches Attest verlangt werden. Der Krank-
heit der zu prüfenden Person steht die Krankheit eines von ihr 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der 
Prüfungsausschuss den Grund an, so hat die Kandidatin oder der 
Kandidat die Prüfung zum nächstmöglichen Prüfungstermin ab-
zulegen, sofern der anerkannte Grund dem nicht entgegensteht. 
Die bereits vorliegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Fall 
anzurechnen. Der Prüfungsausschuss kann diese Aufgabe auf das 
Studienbüro delegieren. 

(4)	 Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis ihrer 
oder seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffen-
de Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Eine 
Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder 
dem jeweiligen Prüfer oder Aufsicht Führenden von der Fortset-
zung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall 
wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

In besonders schwer wiegenden Fällen kann der Prüfungsaus-
schuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbringung 
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5)	 Die Kandidatin oder der Kandidat kann verlangen, dass die 
Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 innerhalb von vier 
Wochen vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende 
Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unver-
züglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Kandidatin oder dem 
Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Anhörung 
zu geben. 

§ 10
Wiederholung der Modulprüfungen und 

der Bachelor-Arbeit

(1)	 Eine nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende Mo-
dulprüfung kann einmal wiederholt werden. Die Wiederholung 
einer bestandenen Modulprüfung ist nicht zulässig. Fehlversuche 
an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland sind 
anzurechnen.

(2)	 Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren 
Prüfungsleistungen, sind nur die mit schlechter als „ausreichend“ 
(4,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen.

(3)	 Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen (ausgenommen 
Bachelor-Arbeit) gelten als nicht unternommen, wenn sie zu den 
in § 33 Abs. 1, im Dualen Studiengang Maschinenbau § 33 Abs. 1 
und 2 vorgesehenen Regelprüfungsterminen abgelegt wurden 
(Freiversuch). Die Prüfungsleistung gilt als erstmals vollständig 
abgelegt, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zugelassen 
wurde und an der Prüfung tatsächlich teilgenommen hat. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Modulprüfung wegen Täuschung oder wegen 
eines sonstigen ordnungswidrigen Verhaltens für nicht bestanden 
erklärt wurde. Eine im Rahmen des Freiversuchs nicht bestandene 
Modulprüfung muss innerhalb der durch Absatz 4 geregelten Frist 
wiederholt werden. 

(4)	 Erforderliche Wiederholungsprüfungen sind spätestens im 
Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters, im 
Dualen Studiengang Maschinenbau im nächstfolgenden Semester 
an der Fachhochschule, abzulegen. Überschreiten die Studieren-
den aus von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen die Fristen zur 
Meldung für die Wiederholungsprüfung oder legt sie oder er diese 
nach erfolgter Meldung aus von ihr oder ihm zu vertretenden 
Gründen nicht ab, so gilt die Wiederholungsprüfung als abgelegt 
und nicht bestanden. § 8 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend.
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(5)	 Die Bachelor-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter 
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. Die 
Wiederholung einer Bachelor-Arbeit, die mit „ausreichend“ (4,0) 
und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig. Eine Rückgabe des 
Themas der Bachelor-Arbeit in der in § 28 Abs. 3 Satz 5 genann-
ten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat bei der Anfertigung ihrer oder seiner ersten Bachelor-
Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 
Wird das Kolloquium mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, 
kann das Kolloquium einmal wiederholt werden.

§ 11
Pflichtstudienberatung

(1)	 In dem Fall, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat mindes-
tens zwei Prüfungen nicht innerhalb des Regelfachsemesters an-
gegangen ist oder mindestens zwei Prüfungen nicht bestanden hat, 
ist sie oder er verpflichtet gemäß § 34 des Landeshochschulgeset-
zes eine Studienfachberatung durch die Studiendekanin oder den 
Studiendekan oder eine beziehungsweise einen von ihr bezie-
hungsweise ihm beauftragten Vertreterin beziehungsweise Vertre-
ter in Anspruch zu nehmen. Diese Studienfachberatung dient dem 
Ziel einen erfolgreichen Abschluss des Studiums möglichst inner-
halb der Regelstudienzeit sicher zu stellen.

(2)	 Die Kandidatin oder der Kandidat hat selbst für die Festle-
gung eines Termins und eine Vorbereitung des Gesprächs im Sinne 
der unter Absatz 1 genannten Zielstellung Sorge zu tragen. Zu 
diesem Zweck ist ein persönlicher Studienplan vorzulegen.

§ 12
Prüfungsvorleistungen

(1)	 Wird bei einem Prüfungsfach mit Laborpraktika der laborspe-
zifische Teil nicht durch eine Prüfungsleistung entsprechend § 13 
geprüft, kann die Zulassung zu der jeweiligen Modulprüfung 
(siehe § 33 der Fachspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung) 
von der Erbringung eines Leistungsnachweises abhängig gemacht 
werden (Prüfungsvorleistung). Die Studierenden sind mit Beginn 
der Lehrveranstaltungen im jeweiligen Fach (spätestens eine 
Woche nach Veranstaltungsbeginn) über den für sie geltenden 
Leistungsnachweis und dessen Umfang in Kenntnis zu setzen. Die 
Art und der Umfang des jeweiligen Leistungsnachweises müssen 
für alle Studierenden eines Semesters gleich sein. Sie sind vor 
Bekanntgabe dem Prüfungsausschuss anzuzeigen.

(2)	 Ein Leistungsnachweis ist die Bescheinigung über jeweils 
eine individuell erkennbare Studienleistung auf mindestens aus-
reichendem Niveau; eine weitergehende Benotung findet nicht 
statt. Ein Leistungsnachweis ersetzt keine Prüfungsleistung und 
unterliegt nicht den Regeln des § 10. Er kann von der jeweiligen 
Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer als Nachweis der erfolgrei-
chen Teilnahme am Labor ohne oder unter Zugrundelegung geeig-
neter Mittel, wie vom Studierenden anzufertigende Protokolle und 
dgl. ausgestellt werden und muss spätestens eine Woche vor Be-
ginn der Prüfungsperiode dem Studienbüro zugehen. 

§ 13
Arten der Prüfungsleistungen

(1)	 Prüfungsleistungen müssen nach gleichen Maßstäben bewer-
tet werden. Prüfungen können in einer anderen als der vorgesehe-
nen Form abgelegt werden, wenn der Prüfungsumfang äquivalent 
ist und die Prüfung nach gleichen Maßstäben bewertet wird. Art 
und Umfang der zu erbringenden Prüfungsleistungen sind in § 33 
der Fachspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung geregelt. Die 
Studierenden sind mit Beginn der Lehrveranstaltungen im jewei-
ligen Fach (spätestens eine Woche nach Veranstaltungsbeginn) 
über die für sie geltende Prüfungsart und den Umfang in Kenntnis 
zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des Umfanges wird 
von der Prüferin oder vom Prüfer für alle Kandidatinnen und Kan-
didaten eines Semesters einheitlich vorgenommen. Falls eine al-
ternative Prüfungsleistung gewählt wird, muss dies durch den 
Prüfungsausschuss auf Antrag der Prüferin beziehungsweise des 
Prüfers vor Bekanntgabe bestätigt werden.

(2)	 Prüfungsleistungen können

1.	 als mündliche Prüfungen (§ 14) und/oder
2.	� schriftlich als Klausurarbeiten und/oder sonstige schriftliche 

Arbeiten (§ 15) und/oder
3.	� als Projektarbeiten mit Dokumentation und Präsentation 
	 (§ 15) und/oder
4.	 als konstruktive oder zeichnerische Entwürfe und/oder
5.	 als Belegarbeiten und/oder
6.	 als Laborarbeiten und/oder
7.	 Präsentationen und/oder
8.	 Rechnerprogramme und/oder
9.	 Referate und/oder
10.	 als alternative Prüfungsleistungen

erbracht werden.

Prüfungen nach dem Multiple-Choice-Verfahren sind ausgeschlos-
sen. Einzelne Prüfungen können aber Bestandteile davon enthalten. 

(3)	 Es können folgende alternative Prüfungsleistungen vorgese-
hen werden: 

–  mündliche Prüfung
–  Referate 
–  Präsentationen
–  Rechnerprogramme 
–  konstruktive oder zeichnerische Entwürfe
–  Kolloquien
–  Laborarbeiten
–  Belegarbeiten und 
–  Projektarbeiten

(4)	 Macht die Kandidatin oder der Kandidat gegenüber der Prüfe-
rin oder dem Prüfer glaubhaft, dass sie oder er wegen länger an-
dauernder oder ständiger körperlicher Beschwerden oder Behin-
derung oder wegen chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, 
Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so wird der Kandidatin oder dem Kandidaten vom Prü-
fungsausschuss nach Abstimmung mit der Prüferin oder dem Prü-
fer gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten 
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer 
anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amts-
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ärztlichen Attestes verlangt werden. Entscheidungen werden nur 
auf schriftlichen Antrag hin getroffen. Bei Prüfungen ist dieser 
Antrag der Meldung zur Prüfung beizufügen.

§ 14
Mündliche Prüfungen

(1)	 Durch mündliche Prüfungsleistungen soll die Kandidatin oder 
der Kandidat nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge 
des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Ferner soll festge-
stellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat über breites 
Grundlagenwissen verfügt.

(2)	 Mündliche Prüfungen werden von mindestens zwei Prüferin-
nen oder Prüfern oder mindestens einer Prüferin und einem Prüfer 
(Kollegialprüfung) oder vor einer Prüferin oder einem Prüfer in 
Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundi-
gen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprüfung abge-
legt. Vor der Festsetzung der Note gemäß § 5 hört jede Prüferin 
oder jeder Prüfer die an einer Kollegialprüfung mitwirkende Prü-
ferin oder den mitwirkenden Prüfer beziehungsweise die sachkun-
dige Beisitzerin oder den sachkundigen Beisitzer.

(3)	 Die mündlichen Prüfungen betragen je Kandidatin oder Kan-
didat und Fach mindestens 15 Minuten, höchstens 45 Minuten.

(4)	 Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis 
der Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten jeweils im 
Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.

(5)	 Kandidatinnen oder Kandidaten, die sich an einem späteren 
Prüfungstermin, nicht jedoch in derselben Prüfungsperiode, der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der 
räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei 
denn, der Prüfling widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich je-
doch nicht auf die Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergeb-
nisse an den Prüfling.

§ 15
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1)	 In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten 
soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gän-
gigen Methoden ihres oder seines Faches Aufgaben lösen und 
Themen bearbeiten kann. In der Klausur soll ferner festgestellt 
werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat über notwendiges 
Grundlagenwissen des entsprechenden Prüfungsgebietes verfügt. 
Der Kandidatin oder dem Kandidaten können mehrere Themen 
zur Auswahl gegeben werden. 

(2)	 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten, deren Be-
stehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sind in 
der Regel, zumindest aber im Fall der Wiederholungsprüfung, von 
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder von einer Prüferin und einem 
Prüfer zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen 
Mittel der Einzelbewertungen. Das Bewertungsverfahren soll vier 
Wochen nicht überschreiten.

(3)	 In den Fachspezifischen Teilen dieser Prüfungsordnung wird 
die Dauer der Klausurarbeiten und sonstiger schriftlicher Arbeiten 
festgelegt. Die Dauer einer Klausurarbeit soll bei Modulprüfun-
gen 60 Minuten nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht über-
schreiten.

(4)	 Bei einer in Form einer Projektarbeit erbrachten Prüfungsleis-
tung muss der Beitrag der einzelnen Kandidatin oder des einzel-
nen Kandidaten deutlich erkennbar sein und die Anforderungen 
nach Absatz 1 erfüllen. Zusätzlich soll die Kandidatin oder der 
Kandidat durch die Projektarbeit Fähigkeiten zur Teamarbeit und 
insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und Präsentation 
von Konzepten nachweisen.

§ 16
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1)	 Zu den Prüfungen der Bachelor-Prüfung wird nur zugelassen, 
wer

1.	� aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife, 
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift oder von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten 
Zugangsberechtigung für den Bachelor-Studiengang an der 
Fachhochschule Stralsund eingeschrieben ist und

2.	� ein ordnungsgemäßes Studium nach Maßgabe der Studien-
ordnung absolviert hat.

(2)	 Wer an einer Prüfung teilnehmen will, hat sich dafür innerhalb 
der gemäß § 8 festgesetzten Meldefrist über die jeweils zur Verfü-
gung stehenden Möglichkeiten (Selbstbedienungsfunktionen oder 
in Schriftform) im Studienbüro anzumelden. Dem Antrag auf Zu-
lassung sind die Unterlagen beizufügen, die für den Nachweis der 
Voraussetzungen von Absatz 1 notwendig sind, soweit diese Un-
terlagen nicht bereits vorliegen. Über die Zulassung entscheidet 
nach Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen das Studienbüro. 
Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandi-
daten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(3)	 Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1.	� die in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind oder 

2.	 die Unterlagen unvollständig sind oder 

3.	� die Kandidatin oder der Kandidat in demselben oder in einem 
verwandten Studiengang entweder die entsprechende Bache-
lor-Prüfung oder die entsprechende Modulprüfung endgültig 
nicht bestanden hat oder sich in einem Prüfungsverfahren be-
findet oder 

4.	� die Kandidatin oder der Kandidat ihren oder seinen Prüfungs-
anspruch mit dem Überschreiten der Fristen für die Meldung 
zur Ablegung der entsprechenden Prüfung verloren hat. 
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§ 17
Zusatzfächer

(1)	 Die Studierenden können sich einer Prüfung in weiteren als 
den vorgeschriebenen Fächern innerhalb der Pflicht- und Wahl-
pflichtmodule des jeweiligen Studienganges unterziehen (Zusatz-
fächer) oder nicht als Wahlpflichtmodule belegte Module (Wahl-
module) absolvieren. Als Zusatzfächer oder Wahlmodule gelten 
auch alle Fächer beziehungsweise Module anderer Studiengänge 
und anderer Fachbereiche.

(2)	 Über die erzielten Noten der Prüfungen in den Zusatzfächern 
oder Wahlmodulen kann auf Antrag des Studierenden eine Be-
scheinigung ausgestellt werden, die als Bestandteil des Zeugnis-
ses gilt. Diese Noten bleiben jedoch bei der Ermittlung der Ge-
samtnote unberücksichtigt.

§ 18
Vergabe von ECTS-Punkten (CP)

(1)	 Das ECTS (European Credit Transfer System) dient der quan-
titativen Anrechnung von Studienleistungen. ECTS-Punkte (CP) 
sind ein Maß für die mit einem Modul oder einer studiengangspe-
zifischen Studienleistung verbundene Arbeitsbelastung.

(2)	 CP werden nur gegen den Nachweis einer in einem Modul 
erbrachten Prüfungsleistung vergeben. Für die Vergabe der CP ge
nügt das Bestehen der Prüfungsleistung.

(3)	 Als regelmäßige Arbeitsbelastung werden durchschnittlich 
900 Arbeitsstunden je Semester angesetzt. Diese werden mit 30 CP 
verrechnet. Eine Ausnahme hiervon bilden die Betrieblichen Tä-
tigkeiten I und II im 3. und 5. Semester des Dualen Studienganges 
Maschinenbau.

(4)	 Die Zahl der CP für ein Modul wird durch den auf die regel-
mäßige Arbeitsbelastung von 900 Stunden bezogenen proportio-
nalen Anteil der Arbeitsstunden bestimmt, die durchschnittlich 
begabte Studierende in Bezug auf das entsprechende Fach oder 
die studiengangspezifische Studienleistung für Anwesenheit, Vor- 
und Nachbereitung aufwenden müssen.

(5)	 Nach Maßgabe des Absatzes 4 werden für jedes Modul oder 
jede studiengangspezifische Studienleistung die jeweiligen CP in 
der Studienordnung ausgewiesen.

§ 19
Prüfungsausschuss

(1)	 Für die Organisation von Prüfungen und weiterer durch diese 
Prüfungsordnung festgelegter Aufgaben ist der Prüfungsausschuss 
des Fachbereiches Maschinenbau  zuständig. Der Prüfungsaus-
schuss ist für alle das Prüfungsverfahren betreffenden Aufgaben 
und Entscheidungen des Prüfungswesens und für die weiteren 
durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig. Zur Er-
ledigung seiner Aufgaben und Entscheidungen steht ihm der Be-
reich Studierenden-Service (StS) mit seinen Studienbüros zur 
Verfügung, auf den Aufgaben delegiert werden können. 

(2)	 Der Fachbereichsrat entscheidet über die Mitgliederzahl des 
Prüfungsausschusses (in der Regel nicht mehr als fünf Mitglie-
der). Die Amtszeit der Mitglieder beträgt in der Regel zwei Jahre, 
für studentische Mitglieder ein Jahr, wiederholte Mitgliedschaft 
ist möglich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr 
Amt nach Ablauf einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolgerin-
nen und/oder Nachfolger bestellt worden sind und diese ihr Amt 
angetreten haben. Bei materiellen Prüfungsentscheidungen haben 
studentische Mitglieder kein Stimmrecht. 

(3)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat bestellt. Die Professorinnen und Professoren verfügen 
mindestens über die absolute Mehrheit der Stimmen.

(4)	 Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und 
Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten 
für die Bachelor-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und 
Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fach-
hochschule offen zu legen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregun-
gen zur Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und 
Studienpläne.

(5)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der 
Abnahme von Prüfungsleistungen beizuwohnen. Dies gilt nicht 
für studentische Mitglieder des Prüfungsausschusses, die sich 
noch einer solchen Prüfung in derselben Prüfungsperiode unter-
ziehen müssen. 

(6)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht Angehörige des Öffentli-
chen Dienstes sind, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7)	 Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist 
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer 

1.	 für die Kandidatin oder den Kandidaten das Sorgerecht hat; 

2.	� zu der Kandidatin oder dem Kandidaten in einer engen per-
sönlichen Beziehung steht oder wirtschaftliche Beziehungen 
zu ihr oder ihm unterhält. 

(8)	 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende führt im Regelfall die 
Geschäfte des Prüfungsausschusses. Soweit in dieser Prüfungs-
ordnung nichts anderes geregelt ist, entscheidet 

1.	� über die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsvorschrif-
ten der Prüfungsausschuss; 

2.	� über das Bestehen und Nichtbestehen einer Prüfungsleistung 
die Prüferinnen und Prüfer; 

3.	� über die Anrechnung von einzelnen Prüfungs- und Studienleis-
tungen die jeweiligen Fachdozentinnen und Fachdozenten;

4.	 �über die Einstufung gemäß § 22 Abs. 5 der Prüfungsausschuss;

5.	� über die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer und der Beisit-
zerinnen und Beisitzer der Fachbereichsrat; er kann diese Auf-
gabe auf den Prüfungsausschuss delegieren;
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6.	 über Widersprüche der Prüfungsausschuss.

§ 20
Prüferin und Prüfer, Beisitzerin und Beisitzer

(1)	 Zu Prüferinnen und Prüfern werden nur Professorinnen und 
Professoren und andere nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulge-
setzes prüfungsberechtigte Personen bestellt. 

(2)	 Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Bachelor-Ar-
beit eine Prüferin oder einen Prüfer (Betreuer oder Betreuerin) 
oder eine Gruppe von Prüferinnen und/oder Prüfern vorschlagen. 
Der Vorschlag begründet keinen Rechtsanspruch auf Bestellung 
der vorgeschlagenen Prüferin oder des vorgeschlagenen Prüfers 
beziehungsweise auf die Gruppe von Prüferinnen und/oder Prü-
fern.

(3)	 Die Namen der Prüferinnen und Prüfer sollen der Kandidatin 
oder dem Kandidaten rechtzeitig bekannt gegeben werden. Ein 
kurzfristiger Wechsel der Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen 
und Beisitzer aus zwingenden Gründen ist vor Beginn der Prüfung 
zulässig.

(4)	 Für die Prüferinnen und Prüfer, die Beisitzerinnen und Beisit-
zer gilt § 19 Abs. 6 und 7 entsprechend.

§ 21
Studienbüro

(1)	 Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge
mäß § 19 ist das jeweilige Studienbüro der Fachhochschule Stral-
sund für die Organisation des Bachelor-Prüfungsverfahrens zu-
ständig.

(2)	 Im Studienbüro sind unter anderen folgende Aufgaben eines 
Prüfungsamtes integriert:

1.	� Führung der Prüfungsakten, einschließlich der Bildung der 
Noten für Modulprüfungen gemäß § 6 Abs. 1

2.	� Anfertigung und Ausgabe der individuellen Prüfungs- und 
ECTS-Karte („Transcript of Records“) gemäß § 7 Abs. 5

3.	� Koordinierung der Prüfungstermine während der Prüfungspe-
riode und Zuarbeit von entsprechenden Prüfungsangaben für 
die Prüfungsplanung des jeweiligen Semesters

4.	� Bekanntgabe der Prüfungstermine, Namen der Prüferinnen 
und Prüfer sowie der Meldefristen für die Prüfungen

5.	� Unterrichtung der Prüferinnen und Prüfer über die Prüfungs-
termine

6.	� Fristenkontrolle bezüglich der Meldetermine und Kontrolle 
der Einhaltung der Prüfungstermine

7.	� Aufstellung von Listen der Kandidatinnen und Kandidaten 
eines Prüfungstermins

8.	� Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu 
Modulprüfungen und zur Bachelor-Arbeit und Erteilung der 
Zulassungen

9.	� Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu Prüfungen in 
Zusatzfächern gemäß § 17

10.	 Überwachung der Bewertungsfristen

11.	� Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas 
für die Bachelor-Arbeit 

12.	� Zustellung des Themas der Bachelor-Arbeit an die Kandida-
tin oder den Kandidaten, Überwachung der Einhaltung der 
Bearbeitungszeit und Entgegennahme der fertig gestellten 
Bachelor-Arbeit

13.	� Benachrichtigung der Kandidatin oder des Kandidaten über 
die Prüfungsergebnisse

14.	� Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen und Bache-
lor-Urkunden

15.	 Erstellen der Bescheide gemäß § 4 Abs. 3

16.	� Zuarbeit für den Prüfungsausschuss gemäß § 19 Abs. 4 im 
Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten

§ 22
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1)	 Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
können angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit gegeben 
ist. Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sind 
gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderun-
gen denjenigen des entsprechenden Studiums an der Fachhoch-
schule Stralsund im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein 
schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und 
-bewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von der 
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz 
gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rah-
men von Hochschulpartnerschaften zu beachten. Die Anrech-
nungspraxis soll im Rahmen des Rechts die Bereitschaft zum 
Auslandsstudium fördern.

(2)	 Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
in staatlich anerkannten Fernstudien sowie für multimedial gestütz-
te Studien- und Prüfungsleistungen gilt Absatz 1 entsprechend.

(3)	 Einschlägige Praxisphasen werden bei Gleichwertigkeit ange-
rechnet. Über die Anrechnung einschlägiger berufspraktischer 
Tätigkeiten als Praktikumszeiten entscheidet die/der für den Stu-
diengang zuständige Beauftragte für die Praxisphasen. 

(4)	 Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind 
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 
Bei nicht vergleichbaren Notensystemen kommt – vorbehaltlich 
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speziellerer Abkommen zwischen Fachbereichen – eine entspre-
chende Umrechnungstabelle zur Anwendung, welche den Vorga-
ben des European Credit Transfer System (ECTS) der Europäi-
schen Union entspricht. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im 
Zeugnis ist zulässig.

(5)	 Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht 
ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Stu
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts 
wegen. Die Studierenden haben die für die Anrechnung erforder-
lichen Unterlagen vorzulegen. Nach der Einzelentscheidung der 
Fachdozentin oder des Fachdozenten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss über die Anrechnung von Studienzeiten und die Einstu-
fung in das entsprechende Fachsemester. Das studentische Mit-
glied ist bei der Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 
nicht stimmberechtigt.

§ 23
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung

(1)	 Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfungsleis-
tung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleis-
tung, bei deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat ge-
täuscht hat, und für die Modulprüfungen entsprechend berichtigt 
und die Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(2)	 Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modulprü-
fung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat 
hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Modulprüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder 
der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er die 
Modulprüfung ablegen konnte, so kann die Modulprüfung ganz 
oder teilweise für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-Prüfung 
für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3)	 Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entschei-
dung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(4)	 Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues Zeugnis zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist 
auch die Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn eine Bachelor-
Prüfung aufgrund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt 
wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist 
nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses 
ausgeschlossen.

§ 24
Einsicht in die Prüfungsakten

(1)	 Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfah-
rens (Tag der letzten Prüfung) wird der Kandidatin oder dem Kan-
didaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in ihre oder 
seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gut-
achten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Prüfungsprotokol-
le gewährt. 

(2)	 Eine vorhergehende Einsicht in diese Unterlagen ist nur bei 
der Professorin oder dem Professor des jeweiligen Faches inner-
halb der laut Semesterplan vorgesehenen Zeit möglich.

(3)	 Antragsverfahren und Einsichtnahme regelt der Bereich Stu-
dierenden-Service der Fachhochschule Stralsund. Die Einsicht-
nahme berechtigt nicht zur Anfertigung von Ablichtungen und 
Abschriften.

Teil II
Prüfungsverfahren

§ 25
Zweck der Bachelor-Prüfung

Die Bachelor-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss 
des Bachelor-Studiums. Mit der Bachelor-Prüfung wird festge-
stellt, ob die Kandidatin oder der Kandidat die Zusammenhänge 
seines Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche 
Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und ob sie/er die für den 
Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fach-
kenntnisse erworben hat.

§ 26
Aufbau, Gegenstand und Art der Bachelor-Prüfung

(1)	 Die fachspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung regeln je-
weils, welche Modulprüfungen und welche Prüfungsleistungen in 
den Modulprüfungen zu erbringen sind. Gegenstand der Modul-
prüfungen in der Bachelor-Prüfung sind die Stoffgebiete der den 
Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen nach Maßga-
be der Studienordnung. Die Prüfungsanforderungen orientieren 
sich an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen, die aufgrund der je-
weiligen Studienordnung für das betreffende Prüfungsmodul an-
geboten werden.

(2)	 Die Bachelor-Prüfung enthält in der Regel Modulprüfungen, 
die studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveran-
staltungen abgenommen werden. 

(3)	 Die Bachelor-Prüfung umfasst ferner die Bachelor-Arbeit  
(§ 28) mit einer regelmäßigen Bearbeitungszeit von zehn Wochen 
und das dazugehörige Kolloquium (§ 29).

§ 27
Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für 

die Bachelor-Arbeit

Zusätzlich zu den allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen nach  
§ 16 gilt für die Bachelor-Prüfung, dass die Bachelor-Arbeit nur 
ablegen kann, wer in demselben Studiengang mindestens 173 CP 
erreicht, diese an einer Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland abgelegt oder eine gemäß § 22 als gleichwertig ange-
rechnete Prüfungsleistung erbracht hat. 
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§ 28
Bachelor-Arbeit

(1)	 Die Bachelor-Arbeit ist eine Prüfungsarbeit, die das Bachelor-
Studium abschließt. Sie soll zeigen, dass die Kandidatin oder der 
Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus ihrem oder seinem Fach selbstständig nach wissen-
schaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2)	 Die Bachelor-Arbeit muss von einer Professorin oder einem 
Professor oder einer anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshoch-
schulgesetzes prüfungsberechtigten Person ausgegeben und be-
treut werden.

(3)	 Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem Kandidaten recht-
zeitig unter Berücksichtigung der Termine gemäß § 7 ein Thema 
für die Bachelor-Arbeit zugeteilt. Die Ausgabe des Themas erfolgt 
über das Studienbüro. Die Kandidatin oder der Kandidat kann 
Vorschläge für das Thema der Bachelor-Arbeit machen. Der Zeit-
punkt der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. 
Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb von vier Wochen 
nach Ausgabe zurückgegeben werden. Dabei ist § 10 Abs. 6 zu 
beachten. Ein Thema für die Bachelor-Arbeit wird von Amts 
wegen ausgegeben, wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat, die 
oder der alle Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden 
und die Praxisphase abgeschlossen hat, nicht innerhalb von sechs 
Wochen nach Abschluss des Praktikums einen Vorschlag für das 
Thema einreicht.

(4)	 Die Bachelor-Arbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit 
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende 
Beitrag der einzelnen Kandidatin oder des einzelnen Kandidaten 
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen 
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermögli-
chen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforde-
rungen nach Absatz 1 erfüllt sind. Die Gruppe soll nicht mehr als 
drei Personen umfassen.

(5)	 Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Arbeit beträgt zehn 
Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Bachelor-
Arbeit sind von der Betreuerin oder von dem Betreuer so zu be-
grenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelor-Arbeit ein-
gehalten werden kann. In begründeten Fällen kann auf Antrag die 
Bearbeitungszeit um höchstens vier Wochen verlängert werden. 
Hierüber entscheidet auf Antrag des Studierenden die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach Anhörung der 
Betreuerin oder des Betreuers. 

(6)	 Die Bachelor-Arbeit ist in vierfacher Ausfertigung fristgemäß 
beim Studienbüro der Fachhochschule innerhalb der normalen 
Geschäftszeiten abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig 
zu machen. Wird die Bachelor-Arbeit dem Studienbüro auf dem 
Postweg zugeleitet, ist für die Fristwahrung das Datum des Post-
stempels maßgeblich. In der Arbeit hat die Kandidatin oder der 
Kandidat schriftlich zu versichern und mit eigener Unterschrift zu 
bestätigen, dass sie oder er ihre oder seine Arbeit – bei einer Grup-
penarbeit ihren oder seinen entsprechend gekennzeichneten An-
teil der Arbeit – selbstständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat und mit glei-
chem beziehungsweise in wesentlichen Teilen gleichem Inhalt 
noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegt hat. Eine nicht fristgemäß 
eingereichte Arbeit ist mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7)	 Die Bachelor-Arbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern 
oder einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten. Die Betreuerin 
oder der Betreuer der Bachelor-Arbeit soll Prüferin oder Prüfer 
sein. Kommt eine Einigung auf eine Note nicht zustande, ist das 
arithmetische Mittel der Noten zu bilden. Das Benotungsverfah-
ren soll vier Wochen nicht überschreiten. 

(8)	 Die Kandidatin oder der Kandidat erläutert ihre oder seine 
Bachelor-Arbeit in einem Kolloquium im Sinne von § 29. 

(9)	 Die Bachelor-Arbeit ist grundsätzlich in deutscher Sprache 
abzufassen. Auf Antrag der/des Studierenden und im Einverneh-
men mit der Betreuerin oder dem Betreuer kann der Prüfungsaus-
schuss zulassen, dass die Bachelor-Arbeit in einer anderen Spra-
che verfasst wird; in diesem Falle muss sie eine Zusammenfas-
sung in deutscher Sprache enthalten. Der Antrag ist schriftlich an 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu richten und beim Studienbüro der Fachhochschule einzurei-
chen. 

§ 29
Kolloquium

(1)	 Das Kolloquium ist eine fächerübergreifende mündliche Prü-
fung, ausgehend vom Themenkreis der Bachelor-Arbeit. Die Kan-
didatin oder der Kandidat soll darin zeigen, dass sie/er in einem 
Vortrag

1.	� die Ergebnisse der Arbeit selbstständig erläutern und vertreten 
kann; 

2.	� darüber hinaus in der Lage ist, mit dem Thema der Arbeit zu-
sammenhängende andere Probleme des Studienganges zu er-
kennen und Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen und

3.	� bei der Bearbeitung gewonnene wissenschaftliche Erkennt-
nisse auf Sachverhalte aus dem Bereich der künftigen Berufs-
tätigkeit anwenden kann.

(2)	 Das Kolloquium dauert zwischen 30 und 60 Minuten je Kan-
didatin oder Kandidat. Die Prüfung soll von den Prüferinnen und/
oder Prüfern der Bachelor-Arbeit abgenommen werden. Sie kann 
auch als Gruppenprüfung durchgeführt werden. 

(3)	 Zulassungsvoraussetzung zum Kolloquium ist eine mit min-
destens „ausreichend“ bewertete Bachelor-Arbeit. Außerdem müs-
sen alle Modulprüfungen bestanden und die Praxisphase als er-
folgreich durchgeführt nachgewiesen sein. Das Kolloquium soll 
in der Regel innerhalb von vier Wochen nach der Abgabe der Ba-
chelor-Arbeit stattfinden. Wurde die Bachelor-Arbeit als Grup-
penarbeit durchgeführt, so soll auch das Kolloquium als gemein-
same Prüfung abgenommen werden.

(4)	 Das Kolloquium ist öffentlich. Die Öffentlichkeit kann aus 
wichtigem Grund ausgeschlossen werden. Das Ergebnis wird 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit festgelegt und der Kandidatin 
oder dem Kandidaten bekannt gegeben.

(5)	 Die Note des Kolloquiums geht in die Note der Bachelor-Ar-
beit ein (§ 34).
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(6)	 Wird das Kolloquium mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, 
kann das Kolloquium einmal wiederholt werden. Die Wiederho-
lung findet frühestens nach einem Monat, spätestens nach zwei 
Monaten statt. Wird auch bei der Wiederholung nicht mindestens 
die Beurteilung „ausreichend“ erreicht, so ist die Bachelor-Prü-
fung an der Fachhochschule Stralsund insgesamt endgültig nicht 
bestanden.

§ 30
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1)	 Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 6 aus den Mo-
dulprüfungen und der Note der Bachelor-Arbeit und des Kollo
quiums. Im Fachspezifischen Teil dieser Prüfungsordnung kann 
eine Gewichtung der Modulprüfungen festgelegt werden.

(2)	 Bei überragenden Leistungen kann das Gesamturteil „mit 
Auszeichnung bestanden“ erteilt werden (besser als 1,3 Gesamt-
note).

(3)	 Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält die Kandidatin 
oder der Kandidat unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wo-
chen, ein Zeugnis. In das Zeugnis sind die Noten der Module, das 
Thema der Bachelor-Arbeit und deren Note sowie die Gesamtno-
te aufzunehmen. Gegebenenfalls können ferner auf Antrag der 
Kandidatin oder des Kandidaten das Ergebnis der Prüfungen in 
den Zusatzfächern (§ 17) in das Zeugnis beziehungsweise als An-
lage zum Zeugnis aufgenommen werden.

(4)	 Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(5)	 Das Zeugnis ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(6)	 Mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der Kandidat eine 
Zeugnisergänzung („Transcript of Records“). In die Zeugniser-
gänzung werden alle Modulprüfungen einschließlich der dafür 
vergebenen CP und Prüfungsnoten aufgenommen.

(7)	 Die Diploma Supplements werden als Anlagen dieser Ord-
nung beigefügt.

§ 31
Bachelor-Grad und Bachelor-Urkunde

(1)	 Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der Bachelor-Grad 
verliehen. Das Nähere regelt der Fachspezifische Teil dieser Prü-
fungsordnung.

(2)	 Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der 
Kandidat die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 
Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades beurkundet. Die 
Bachelor-Urkunde wird von der Rektorin oder dem Rektor und 
von der Dekanin oder dem Dekan unterzeichnet und mit dem Sie-
gel der Fachhochschule versehen.

Teil III
Fachspezifische Regelungen für den 

Studiengang Maschinenbau

§ 32
Studienaufbau

(1)	 Für die Vermittlung aller Lehrinhalte stehen sieben Fachse-
mester mit einem Lehrangebot von 210 CP zur Verfügung. Hier-
von entfallen 

1.	� auf die ersten vier Regelsemester 121 CP für Pflichtmodule;

2.	� auf die folgenden drei Studiensemester 49 CP für Pflichtmo-
dule einschließlich der Projektarbeit entsprechend Absatz 3, 
der Praxisphase entsprechend Absatz 4 und der Bachelor-Ar-
beit sowie des Kolloquiums entsprechend Absatz 5 und min-
destens 40 CP für Wahlpflichtmodule. 

(2)	 Nach dem vierten Regelsemester müssen zwei Wahlpflicht-
module aus Katalog A und drei Module aus dem Katalog B ausge-
wählt werden, um die erforderlichen 40 CP zu erreichen.

(3)	 Es ist im fünften Fachsemester mindestens eine Projektarbeit 
(fünf CP) anzufertigen.

(4)	 Im siebten Fachsemester ist eine Praxisphase mit einer Dauer 
von mindestens zwölf Wochen (zwölf CP) zu absolvieren.

(5)	 Im siebten Fachsemester sind die Bachelor-Arbeit mit zwölf 
CP und das Kolloquium mit drei CP abzulegen.

(6)	 In einem Wahlpflicht- oder Wahlmodul wird nur ausgebildet, 
wenn mindestens fünf Studierende dieses Modul gewählt haben. 
Über Ausnahmen hinsichtlich der geforderten Mindestanzahl Stu-
dierender entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 33
Modulprüfungen

(1)	 Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflicht- und Wahlpflichtmodulen abzulegen:
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(2)	 Statt der in Absatz 1 aufgeführten Prüfungsleistung können in 
Absatz 1 bis zu zwei alternative Formen vorgesehen werden. Auf 
§ 13 Abs. 1 wird verwiesen.

(3)	 Der zeitliche Gesamtumfang für eine alternative mündliche 
Prüfungsleistung ist durch die Stunden pro Klausur beschrieben. 
Es sind in der Regel für eine einstündige Klausur 15 Minuten, für 
eine zweistündige Klausur 30 Minuten und für eine dreistündige 
Klausur 45 Minuten mündliche Prüfung vorgesehen.

(4)	 Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Hausarbeit, 
einer Laborarbeit, eines Beleges, eines Referates oder einer Prä-
sentation soll durch die Themenstellung so eingegrenzt werden, 
dass eine Bearbeitung im angegebenen zeitlichen Gesamtumfang 
gemäß Absatz 1 möglich ist.

§ 34
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1)	 Bei der Bildung der Gesamtnote der Bachelor-Prüfung wer-
den die Prüfungsleistungen wie folgt gewichtet:

die gewichteten Noten der Pflicht- und 
Wahlpflichtmodul-Prüfungen zu	 90 v. H.
die Note der Bachelor-Arbeit zu	   7 v. H.
und des Bachelor-Kolloquiums zu	   3 v. H.

(2)	 Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach 
Maßgabe von § 6.

§ 35
Akademischer Grad

Auf Grund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Studiengang 
Maschinenbau wird der akademische Grad „Bachelor of Enginee-
ring“, abgekürzt „B.Eng.“, verliehen.

Teil IV
Fachspezifische Regelungen für den Dualen 

Studiengang Maschinenbau

§ 32
Studienaufbau

(1)	 Für die Vermittlung aller Lehrinhalte stehen acht Fachsemes-
ter mit einem Lehrangebot von 210 CP zur Verfügung. Hiervon 
entfallen 

1.	� auf die ersten fünf Regelsemester, die mit einer Zwischenprü-
fung abschließen, 120 CP (Ausrichtung Produktionsmanage-
ment)  beziehungsweise 118 CP (Ausrichtung Schiffbautech-
nik) für Pflichtmodule einschließlich der Betriebssemester 
entsprechend Absatz 4;

2.	� auf die folgenden drei Studiensemester 75 CP (Ausrichtung 
Produktionsmanagement) beziehungsweise 77 CP (Ausrich-
tung Schiffbautechnik) für Pflichtmodule einschließlich des 
Betriebssemesters entsprechend Absatz 4 und der Bachelor-
Arbeit mit Kolloquium entsprechend Absatz 5 und mindestens 
15 CP für Wahlpflichtmodule.

(2)	 Die Zwischenprüfung ergibt sich als Summe der Modulprü-
fungen bis zum 5. Regelsemester.

(3)	 Nach dem fünften Regelsemester muss mindestens je ein 
Wahlpflichtmodul aus jedem der Kataloge A und C ausgewählt 
werden. Um die insgesamt erforderlichen 15 CP für Wahlpflicht-
module zu erreichen, muss zusätzlich zu Satz 1 eine Auswahl aus 
den Katalogen A und C erfolgen.

(4)	 Das dritte, fünfte und achte Semester sind als Betriebssemes-
ter zu absolvieren. Dabei entfallen auf die betriebliche Tätigkeit in 
den beiden ersten Betriebssemestern jeweils drei CP und im ach-
ten Semester zwölf CP.

(5)	 Im achten Fachsemester sind die Bachelor-Arbeit mit zwölf 
CP und das Kolloquium mit drei CP abzulegen.

(6)	 In einem Wahlpflicht- oder Wahlmodul wird nur ausgebildet, 
wenn mindestens fünf Studierende dieses Modul gewählt haben. 
Über Ausnahmen hinsichtlich der geforderten Mindestanzahl Stu-
dierender entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 33 
Modulprüfungen

(1)	 Modulprüfungen für die Zwischenprüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflichtmodulen abzulegen:
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(3)	 Statt der in den Absätzen 1 und 2 aufgeführten Prüfungsleis-
tung können in den Absätzen 1 und 2 bis zu zwei alternative For-
men vorgesehen werden. Auf § 13 Abs. 1 wird verwiesen.

(4)	 Der zeitliche Gesamtumfang für eine alternative mündliche 
Prüfungsleistung ist durch die Stunden pro Klausur beschrieben. 
Es sind in der Regel für eine einstündige Klausur 15 Minuten, für 
eine zweistündige Klausur 30 Minuten und für eine dreistündige 
Klausur 45 Minuten mündliche Prüfung vorgesehen. 

(5)	 Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Hausarbeit, 
einer Laborarbeit, eines Beleges, eines Referates oder einer Prä-
sentation soll durch die Themenstellung so eingegrenzt werden, 
dass eine Bearbeitung im angegebenen zeitlichen Gesamtumfang  
gemäß Absatz 1 möglich ist.

§ 34
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1)	 Bei der Bildung der Gesamtnote der Bachelor-Prüfung wer-
den die Prüfungsleistungen wie folgt gewichtet:

die gewichteten Noten der Pflicht- und 
Wahlpflichtmodul-Prüfungen zu	 90 v. H.
die Note der Bachelor-Arbeit zu	   7 v. H.
und des Bachelor-Kolloquiums zu	   3 v. H.

(2)	 Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach 
Maßgabe von § 6.

§ 35
Akademischer Grad

Auf Grund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Dualen Stu
diengang Maschinenbau wird der akademische Grad „Bachelor of 
Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“ verliehen.

Teil V
Fachspezifische Regelungen für den 

Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen

§ 32 
Studienaufbau

(1)	 Für die Vermittlung aller Lehrinhalte stehen sieben Fachse-
mester mit einem Lehrangebot von 210 CP zur Verfügung. Hier-
von entfallen 

1.	 auf die ersten vier Regelsemester 115 CP für Pflichtmodule;

2.	� auf die folgenden drei Studiensemester 55 CP für Pflichtmo-
dule einschließlich der Projektarbeit entsprechend Absatz 3, 
der Praxisphase entsprechend Absatz 4 und der Bachelor-Ar-
beit sowie des Kolloquiums entsprechend Absatz 5 und min-
destens 40 CP für Wahlpflichtmodule.

(2)	 Nach dem dritten Regelsemester muss mindestens je ein 
Wahlpflichtmodul aus jedem der Kataloge A, B und C ausgewählt 
werden. Um die insgesamt erforderlichen 40 CP für Wahlpflicht-
module zu erreichen, muss zusätzlich zu Satz 1 eine beliebige 
Auswahl aus allen Katalogen (A, B, C) erfolgen.

(3)	 Im fünften Fachsemester ist mindestens eine Projektarbeit 
(fünf CP) anzufertigen.

(4)	 Im siebten Fachsemester ist eine Praxisphase mit einer Dauer 
von mindestens zwölf Wochen (zwölf CP) zu absolvieren.

(5)	 Im siebten Fachsemester sind die Bachelor-Arbeit mit zwölf 
CP und das Kolloquium mit drei CP abzulegen.

(6)	 In einem Wahlpflicht- oder Wahlmodul wird nur ausgebildet, 
wenn mindestens fünf Studierende dieses Modul gewählt haben. 
Über Ausnahmen hinsichtlich der geforderten Mindestanzahl Stu-
dierender entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 33
Modulprüfungen

(1)	 Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflicht- und Wahlpflichtmodulen abzulegen:
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(2)	 Statt der in Absatz 1 aufgeführten Prüfungsleistung können in 
Absatz 1 bis zu zwei alternative Formen vorgesehen werden. Auf 
§ 13 Abs. 1 wird verwiesen.

(3)	 Der zeitliche Gesamtumfang für eine alternative mündliche 
Prüfungsleistung ist durch die Stunden pro Klausur beschrieben. 
Es sind in der Regel für eine einstündige Klausur 15 Minuten, für 
eine zweistündige Klausur 30 Minuten und für eine dreistündige 
Klausur 45 Minuten mündliche Prüfung vorgesehen. 

(4)	 Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Hausarbeit, 
einer Laborarbeit, eines Beleges, eines Referates oder einer Prä-
sentation soll durch die Themenstellung so eingegrenzt werden, 
dass eine Bearbeitung im  angegebenen zeitlichen Gesamtumfang 
gemäß Absatz 1 möglich ist.

§ 34
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1)	 Bei der Bildung der Gesamtnote der Bachelor-Prüfung wer-
den die Prüfungsleistungen wie folgt gewichtet:

die gewichteten Noten der Pflicht- und 
Wahlpflichtmodul-Prüfungen zu	 90 v. H.
die Note der Bachelor-Arbeit zu	   7 v. H.
und des Bachelor-Kolloquiums zu	   3 v. H.

(2)	 Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach 
Maßgabe von § 6.

§ 35
Akademischer Grad

Auf Grund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen wird der akademische Grad „Bache-
lor of Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“, verliehen.

Teil VI
Fachspezifische Regelungen für den 

Frauenstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen

§ 32
Studienaufbau

(1)	 Für die Vermittlung aller Lehrinhalte stehen sieben Fachse-
mester mit einem Lehrangebot von 210 CP zur Verfügung. Hier-
von entfallen 

1.	 auf die ersten vier Regelsemester 115 CP für Pflichtmodule;

2.	� auf die folgenden drei Studiensemester 55 CP für Pflichtmo-
dule einschließlich der Projektarbeit entsprechend Absatz 3, 
der Praxisphase entsprechend Absatz 4 und der Bachelor-Ar-
beit sowie des Kolloquiums entsprechend Absatz 5 und min-
destens 40 CP für Wahlpflichtmodule.

(2)	 Nach dem dritten Regelsemester muss mindestens je ein 
Wahlpflichtmodul aus den Katalogen B und C sowie mindestens 
vier aus dem Katalog A, dabei aus folgenden Modulen: 

–  Datenbanken
–  Internet-Programmierung
–  Softwareanwendung in Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
–  Rhetorik/Moderation/Präsentation
–  Organisations-/Kommunikationspsychologie und
–  Projektmanagement

ausgewählt werden. Um die insgesamt erforderlichen 40 CP für 
Wahlpflichtmodule zu erreichen, muss zusätzlich zu Satz 1 eine 
beliebige Auswahl aus allen Katalogen (A, B, C) erfolgen.
Damit erfolgt eine besondere Schwerpunktbildung auf Kommuni-
kation – Information – Management.

(3)	 Im fünften Fachsemester ist mindestens eine Projektarbeit 
(fünf CP) anzufertigen.

(4)	 Im siebten Fachsemester ist eine Praxisphase mit einer Dauer 
von mindestens zwölf Wochen (zwölf CP) zu absolvieren.

(5)	 Im siebten Fachsemester sind die Bachelor-Arbeit mit zwölf 
CP und das Kolloquium mit drei CP abzulegen.

(6)	 In einem Wahlpflicht- oder Wahlmodul wird nur ausgebildet, 
wenn mindestens fünf Studierende dieses Modul gewählt haben. 
Über Ausnahmen hinsichtlich der geforderten Mindestanzahl Stu-
dierender entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 33
Modulprüfungen

(1)	 Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflicht- und Wahlpflichtmodulen abzulegen:
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(2)	 Statt der in Absatz 1 aufgeführten Prüfungsleistung können in 
Absatz 1 bis zu zwei alternative Formen vorgesehen werden. Auf 
§ 13 Abs. 1 wird verwiesen.

(3)	 Der zeitliche Gesamtumfang für eine alternative mündliche 
Prüfungsleistung ist durch die Stunden pro Klausur beschrieben. 
Es sind in der Regel für eine einstündige Klausur 15 Minuten, für 
eine zweistündige Klausur 30 Minuten und für eine dreistündige 
Klausur 45 Minuten mündliche Prüfung vorgesehen. 

(4)	 Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Hausarbeit, 
einer Laborarbeit, eines Beleges, eines Referates oder einer Prä-
sentation soll durch die Themenstellung so eingegrenzt werden, 
dass eine Bearbeitung im angegebenen zeitlichen Gesamtumfang 
gemäß Absatz 1 möglich ist.

§ 34
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1)	 Bei der Bildung der Gesamtnote der Bachelor-Prüfung wer-
den die Prüfungsleistungen wie folgt gewichtet:

die gewichteten Noten der Pflicht- und 
Wahlpflichtmodul-Prüfungen zu	 90 v. H.
die Note der Bachelor-Arbeit zu	   7 v. H.
und des Bachelor-Kolloquiums zu	   3 v. H.

(2)	 Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach 
Maßgabe von § 6.

§ 35
Akademischer Grad

Auf Grund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Frauenstudien-
gang Wirtschaftsingenieurwesen wird der akademische Grad „Ba-
chelor of Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“, verliehen.

Teil VII
Schlussbestimmungen

§ 36
Übergangsbestimmungen

(1)	 Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die im 
Wintersemester 2007/2008 an der Fachhochschule Stralsund für 

die Bachelor-Studiengänge Maschinenbau, Dualer Studiengang 
Maschinenbau, Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudien-
gang Wirtschaftsingenieurwesen immatrikuliert werden. 

(2)	 Für die Studierenden, die ihr Studium in den Studiengängen 
Maschinenbau, Wirtschaftsingenieurwesen und Frauenstudien-
gang Wirtschaftsingenieurwesen vor Inkrafttreten dieser Prü-
fungsordnung begonnen haben, finden die Vorschriften für die 
Studiengänge Maschinenbau, Wirtschaftsingenieurwesen und 
Frauenstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen der Gemeinsamen 
Prüfungsordnung für die Diplomstudiengänge an der Fachhoch-
schule Stralsund vom 7. Juli 1998, zuletzt geändert mit Ände-
rungssatzung vom 15. Mai 2006, weiterhin Anwendung, dies je-
doch längstens bis zum 31. August 2013. 

(3)	 Für die Studierenden, die ihr Studium im Dualen Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen vor Inkrafttreten dieser Prüfungsord-
nung begonnen haben, finden die Vorschriften der Diplomprü-
fungsordnung für den Modellstudiengang „Dualer Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen“ vom 10. Juli 2001 weiterhin Anwen-
dung, dies jedoch längstens bis zum 31. August 2013.

§ 37
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)	 Die Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

(2)	 Die Vorschriften für die Studiengangspezifischen Teile für die 
Studiengänge Maschinenbau, Wirtschaftsingenieurwesen, Frauen-
studiengang Wirtschaftsingenieurwesen der Gemeinsamen Prü-
fungsordnung für die Diplomstudiengänge an der Fachhochschule 
Stralsund vom 7. Juli 1998, zuletzt geändert mit Änderungssat-
zung vom 15. Mai 2006, treten mit dem Inkrafttreten dieser Prü-
fungsordnung außer Kraft. 

(3)	 Die Diplomprüfungsordnung für den Modellstudiengang „Du-
aler Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen“ vom 10. Juli 2001 
tritt mit dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Sena-
tes der Fachhochschule Stralsund vom 22. April 2008 sowie der 
Genehmigung des Rektors vom 5. Mai 2008.

Stralsund, den 5. Mai 2008

Der Rektor
der Fachhochschule Stralsund,
University of Applied Sciences,

Professor Dr. Joachim Venghaus

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 804
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Artikel 1
 
Die Promotionsordnung der Mathematisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät vom 24. April 20073 wird wie folgt geändert:

1.	 Im Inhaltsverzeichnis wird § 17 wie folgt gefasst:

	 „§ 17 weggefallen“

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 1 wird das Wort „Lehramt“ ersetzt durch die 
Wörter „Lehramt an Gymnasien“. 

	 b)	� In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „sonstigen habilitier-
ten Mitglied“ ersetzt durch das Wort „Privatdozenten“. 

3.	� In § 12 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „sechs Pflichtexemp-
laren“ ersetzt durch die Wörter „vier Pflichtexemplare und 
einer elektronischen Version“. 

4.	 § 13 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Das Wort „erstellen“ wird durch das Wort „stellen“ er-
setzt. 

	 b)	� Das Wort „erstatteten“ wird durch das Wort „erstellten“ 
ersetzt. 

5.	 § 17 wird ersatzlos gestrichen.

Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Ernst-Mo-
ritz-Arndt-Universität vom 18. Juni 2008 und der Genehmigung 
des Rektors vom 25. Juni 2008.

Erste Satzung zur Änderung 
der Promotionsordnung 

der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät 
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 

Vom 26. Juni 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 43 Abs. 3 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die folgende Satzung zur Änderung der 
Promotionsordnung der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät:

Greifswald, den 26. Juni 2008

Der Rektor 
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 

Universitätsprofessor Dr. rer. nat. Rainer Westermann

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 860

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3	 Mittl.bl. BM M-V 2007 S. 569
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Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den Studiengang Bachelor of Science 
für Umweltwissenschaften vom 17. Mai 20053 wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

	 a)	� § 3 wird wie folgt gefasst: „§ 3 Module“

	 b)	� Nach § 10 wird ein neuer § 10a eingefügt: „§ 10a Sonstige 
Prüfungsleistungen“

	 c)	� Nach § 10a wird ein neuer § 10b eingefügt: „§ 10b Berufs-
bezogenes Praktikum“

2.	 § 3 wird wie folgt gefasst: 

	 „§ 3
	 Module

	� Im Studiengang Umweltwissenschaften werden folgende Mo-
dule studiert: 

	 Basismodule mit insgesamt 1800 Stunden sind: 

	 Basismodul	 Fach-	 Leistungs-
		  semester	 punkte

	 Mathematik I	 1.	 6
	 Mathematik II	 2.	 6
	 Experimentalphysik I	 1.	 8
	 Experimentalphysik II	 2.	 8
	 Anorganische Chemie I	 1.	 4
	 Anorganische Chemie II 	 2.	 6
	 Biologie	 2.	 3
	 Geologie I	 1.	 8
	 Geologie II	 2.	 3
	 Betriebswirtschaft	 1.	 4
	 Volkswirtschaft	 2. 	 4

	 Fachmodule mit insgesamt 1680 Stunden sind: 

	 Fachmodul	 Fach-	 Leistungs-
		  semester	 punkte

	 Biologie/Ökologie I	 3.	 5
	 Biologie/Ökologie II	 4.	 9
	 Organische Chemie/	 3.	 10
	 Umweltchemie
	 Physikalische Chemie 	 3./4.	 6
	 Struktur der Materie	 4.	 5
	 Geowissenschaften	 3./4.	 8
	 Wirtschaftwissenschaften	 3.	 3
	 Rechtswissenschaft I	 3.	 6
	 Rechtswissenschaft II	 4.	 4

	 Vertiefungsmodule mit insgesamt 1350 Stunden sind: 

	 Vertiefungsmodul	 Fach-	 Leistungs-
		  semester	 punkte

	 Umweltphysik I	 5.	 8
	 Umweltphysik II	 6.	 3
	 Umweltanalytik	 5.	 5
	 Biologie/Mikrobiologie	 5./6.	 9
	 Umweltökonomie I	 5.	 3
	 Umweltökonomie II	 6.	 3
	 Umweltrecht	 5.	 6
	 Wahlmodul I und II	 4./5.	 8

	� Das Spezialmodul mit insgesamt 570 Stunden besteht aus 
einem Projekt im 5. und 6. Semester oder wahlweise einem 
berufsbezogenen Praktikum (§ 10b) in der vorlesungsfreien 
Zeit mit sieben Leistungspunkten und der Bachelor-Arbeit im 
6. Semester mit zwölf Leistungspunkten.“ 

3.	 § 6 Satz 1 wird durch die folgenden zwei Sätze ersetzt:

	� „Sind für eine Modulprüfung beziehungsweise die Bachelor-
Arbeit inklusive Verteidigung mehrere Prüfungsleistungen zu 
erbringen, so errechnet sich die Gesamtnote aus dem Durch-
schnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen, gewichtet 
mit der Anzahl der Leistungspunkte der einzelnen Lehrveran-
staltungen. Prüfungsleistungen, für die keine Noten vergeben 
werden, bleiben unberücksichtigt.“

Erste Satzung zur Änderung der 
Prüfungsordnung für den Studiengang

Bachelor of Science für Umweltwissenschaften
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 

Vom 17. Juni 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die folgende Satzung zur Änderung der 
Prüfungsordnung für den Studiengang Umweltwissenschaften:

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3	 Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 1299



862	 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 	 Nr. 8/2008

4.	 § 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

	� „(1) Prüfungsleistungen der Modulprüfungen werden als 
30-minütige mündliche Prüfungen (§ 9), 90-minütige Klausu-
ren (§ 10), sonstige schriftliche Prüfungsleistungen (§ 10) oder 
sonstige Prüfungsleistungen (§ 10a) erbracht. Der Prüfer legt 
spätestens in der ersten Vorlesungswoche fest, in welcher Prü-
fungsart die Prüfung abgelegt wird. Die Auswahl der Prüfungs-
art und des Umfanges je Modul wird vom Prüfer für alle Kan-
didaten eines Semesters einheitlich vorgenommen. Die Prü-
fungsleistungen der Module sind für jede Prüfungsart so zu 
gestalten, dass sie nach gleichen Maßstäben bewertbar sind.“

5.	 Nach § 10 wird § 10a eingefügt:

	 „§ 10a
	 Sonstige Prüfungsleistungen

	� (1) Sonstige Prüfungsleistungen sind Vorträge in Seminaren, 
Versuchsprotokolle in Praktika oder Projekte. Eine Meldung zur 
Prüfung bei sonstigen Prüfungsleistungen findet über Teilneh-
merlisten statt, die dem Zentralen Prüfungsamt spätestens bis 
zum Ende der Meldefrist nach § 12 Abs. 1 übergeben wird.

	� (2) In Seminaren soll der Studierende durch Vorträge nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge eines begrenzten The-
mengebietes in geschlossener und verständlicher Art präsen-
tieren kann. Ein Vortrag dauert in der Regel 45 Minuten ein-
schließlich Diskussion. Der Vortrag wird von dem Prüfer als 
„bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

	� (3) In den Praktika soll der Studierende nachweisen, dass er 
die ihm gestellten experimentellen Aufgaben mit den gängi-
gen Methoden seines Faches bearbeiten, auswerten und zu-
sammenhängend in Protokollen darstellen kann. Die Praktika 
werden über die Versuchsprotokolle durch die Prüfer bewer-
tet. Die Gesamtbewertung nach § 7 Abs. 2 erfolgt dabei als 
Mittelung über alle Experimente im laufenden Semester.

	� (4) In Projekten soll der Studierende eine Aufgabe in freier 
und selbstständiger Form bearbeiten und in einer vorher vom 
Prüfer festgelegten Form präsentieren. 

	� (5) Abweichend von § 11 gilt für die sonstigen Prüfungsleis-
tungen: Der Prüfungstermin ist bei den Vorträgen in Semina-
ren (Absatz 2) der Termin des Vortrages des Studierenden, bei 
den Praktika (Absatz 3) der letzte Praktikumstag und bei den 
Projekten (Absatz 4) der Tag der Präsentation. Der genaue 
Zeitpunkt der Prüfung wird durch den Prüfer spätestens zwei 
Wochen nach Beginn der Lehrveranstaltungen durch Aushang 
bekannt gegeben. Eine gesonderte Ladung der Kandidaten er-
folgt nicht. Die Wiederholung einer sonstigen Prüfungsleis-
tung ist nach § 17 Abs. 4 im Rahmen der nächsten Regelprü-
fungen des jeweiligen Moduls abzulegen.“

6.	 Nach § 10a wird § 10b eingefügt:

	 „§ 10b
	 Berufsbezogenes Praktikum

	� (1)	 Das Projekt kann auch als berufsbezogenes Praktikum ab-
solviert werden.

	� (2)	 Das berufsbezogene Praktikum dauert insgesamt sechs 
Wochen und ist während der vorlesungsfreien Zeit des 4. oder 
5. Semesters abzuleisten. 

	� (3)	 Über die inhaltliche Gestaltung und die fachlichen Anfor-
derungen des berufsbezogenen Praktikums erlässt der Fakul-
tätsrat als Richtlinie eine Praktikumsordnung. Ein Hochschul-
lehrer muss als Ansprechpartner und Betreuer für das Be-
triebspraktikum zur Verfügung stehen.

	� (4)	 Das berufsbezogene Praktikum ist durch eine unbenotete 
Bescheinigung der Praktikumsstellen nachzuweisen.

	� (5)	 Auf Antrag des Studierenden entscheidet der Prüfungs-
ausschuss rechtzeitig vor Beginn des Praktikums auf der 
Grundlage der Praktikumsordnung über die Eignung der Prak-
tikumsstelle. Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu richten und beim Zentralen Prü-
fungsamt einzureichen.

	� (6)	 Als Leistungsnachweis ist eine ausführliche schriftliche 
Darstellung der Praktikumstätigkeit (Protokoll) anzufertigen. 
Diese wird von dem betreuenden Hochschullehrer nach Ab-
satz 3 und einem weiteren Prüfer als „bestanden“ oder „nicht 
bestanden“ bewertet. Für das berufsbezogene Praktikum wer-
den insgesamt sieben Leistungspunkte vergeben.“

7.	 § 11 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 11
	 Prüfungstermine

	� (1)	 Die Modulprüfungen werden unmittelbar nach Abschluss 
der Vorlesungszeit angeboten. Der genaue Zeitpunkt der Prü-
fung wird durch den Prüfer spätestens vier Wochen vor der 
Prüfung durch Aushang bekannt gegeben. Eine gesonderte 
Ladung der Kandidaten erfolgt nicht. 

	� (2)	 Die Modulprüfungen werden in den ersten drei Wochen 
der vorlesungsfreien Zeit nach Abschluss der Lehrveranstal-
tung abgelegt.

	 �(3)	 Die Wiederholungsprüfungen der Modulprüfungen werden 
in den letzten zwei Wochen der vorlesungsfreien Zeit desselben 
Semesters und der ersten Woche des Folgesemesters abgelegt. 

	� (4)	 Die zweite Wiederholungsprüfung nach § 17 Abs. 2 findet 
bis zum Ende des ersten Vorlesungsmonats des Folgesemesters 
statt. Diese Wiederholungsprüfung findet in der Regel als münd-
liche Prüfung statt; über Ausnahmen entscheidet der Prüfer.

	� (5)	 Legt der Studierende die Modulprüfung zum Regelprü-
fungstermin ab, kann er die erste reguläre Prüfung zum Wieder-
holungstermin ablegen. Wird die reguläre Prüfung mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) bewertet, so wird die erste Wiederholungs-
prüfung im ersten Monat des folgenden Semesters wiederholt.“

8.	 § 26 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst. 

		�  „(1)  In den Modulen sind die folgenden Prüfungsleistun-
gen zu erbringen:
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(a) Basismodule

Basismodul Lehrveranstaltung Prüfungsleistung Fachsemester LP
Mathematik I Mathematik I K 1. 6

Mathematik II Mathematik II K 2. 6

Experimentalphysik I Experimentalphysik I
Physikalisches Praktikum I

K
P

1.
1.

8

Experimentalphysik II Experimentalphysik II
Physikalisches Praktikum II

K
P

2.
2.

8

Anorganische Chemie I Anorganische Chemie K 1. 4

Anorganische Chemie II Chemische Gleichgewichte
Quantitative Analyse

K
P

2.
2.

6

Biologie Ökologie K 2. 3

Geologie I

Geologie II

Allgemeine Geologie
Geomorphologie
Mineral- und Gesteins-Bestimmung

K

P

1.
1.
2.

8

3

Betriebswirtschaft Betriebswirtschaft K 1. 4

Volkswirtschaft Volkswirtschaft K 2. 4

Fachmodul Lehrveranstaltung Prüfungsleistung Fachsemester LP
Biologie/Ökologie I Ökologie der Lebensräume

Mikrobiologie
K 3.

3.
5

Biologie/Ökologie II Synökologie und Ökosystemtheorie
Meeresverschmutzung
Molekulare Ökologie der 
Mikroorganismen
Umwelthygiene

K

K

P

4.
4.
4.

4.

6

3

Organische Chemie/Umweltchemie Organische Chemie
Biochemie
Umweltchemie

K 3.
3.
3.

10

Physikalische Chemie Physikalische
Chemie I + II

K 3./4. 6

Struktur der Materie Struktur der Materie
Theoretische Modelle

KP 4.
4.

5

Geowissenschaften
wahlweise:
Hydrogeologie

oder:
Geologie/Geophysik

Grundwasserdynamik
Geochemie
Grundwasserbeschaffenheit
Marine Geochemie

Regionale Geologie
Geodynamik
Geophysik

K 3./4. 8

Wirtschaftswissen-schaften Kosten-Nutzen-Analyse K 3. 3

Rechtswissenschaft I Öffentliches Recht I K 3. 6

Rechtswissenschaft II Öffentliches Recht II K 4. 4

(b) Fachmodule 
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(c) Vertiefungsmodule 

Vertiefungsmodul Lehrveranstaltung Prüfungsleistung Fachsemester LP
Umweltphysik I Umweltphysik I

Seminar zur Umweltphysik I
Praktikum Umweltphysik
Biophysik

K
S

P

5.
5.
5.
5.

8

Umweltphysik II Umweltphysik II
Seminar zur Umweltphysik II S

6.
6.

3

Umweltanalytik Umweltanalytik
Praktikum Umweltanalytik

K
P

5.
5.

5

Biologie/Mikrobiologie Umweltethik
Bodenmikrobiologie
Trink-, Brauch- und
Abwassermikrobiologie
Biotechnologie

S
K

5.
6.
6.

6.

9

Umweltökonomie I Umweltökonomie K 5. 3

Umweltökonomie II Betriebliche Umweltökonomie K 6. 3

Umweltrecht Umweltrecht K 5. 6

Wahlmodul I und II Wahlmodul I und II K/P/S 4./5. 8

(d)	� Spezialmodule sind das Projekt mit 7 Leistungspunkten und 
einer Prüfungsleistung im 6. Semester und die Bachelorarbeit 
im 6. Semester mit zwölf Leistungspunkten. Das Projekt kann 
wahlweise in der vorlesungsfreien Zeit als berufsbezogenes 
Praktikum (§ 10b) absolviert werden.“

K: Klausur      P: Versuchsprotokoll      S: Seminarvortrag

Greifswald, den 17. Juni 2008

Der Rektor
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Universitätsprofessor Dr. rer. nat. Rainer Westermann

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 861

	 b)	� Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen. Die bisherigen Absät-
ze 3 bis 7 werden zu den Absätzen 2 bis 6.

	 c)	 Absatz 5 Nr. 3 (alt) wird wie folgt gefasst:

		  „3. Struktur der Materie:

		  • � Grundlagen des Aufbaus der Materie (Atome, Molekü-
le, Festkörper), 

		  • � Praktikum Theoretische Modellierung/Simulation na-
turwissenschaftlicher Prozesse“

	 d)	 Absatz 6 Nr. 3 (alt) wird wie folgt gefasst:

		  „3. Umweltphysik: 

		  • � Grundlagen der Umweltphysik und Biophysik, insbe-
sondere Klima und Atmosphärenphysik, Energietech-
nik, Radioaktivität“

Artikel 2

(1)	 Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

(2)	 Die vorstehenden Änderungen gelten erstmals für die Studie-
renden, die zum Wintersemester 2007/2008 im Studiengang Um-
weltwissenschaften immatrikuliert wurden. Für vor diesem Zeit-
punkt immatrikulierte Kandidaten finden sie Anwendung, wenn 
der Kandidat dieses beantragt.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse der Studienkommission des 
Senats vom 28. Januar 2008 und 4. Juni 2008, der mit Beschluss 
des Senats vom 3. Mai 2006 und 16. April 2008 gemäß §§ 81  
Abs. 7 des Landeshochschulgesetzes und 20 Abs. 1 Satz 2 der 
Grundordnung der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 
die Befugnis zur Beschlussfassung verliehen wurde, und der Ge-
nehmigung des Rektors vom 17. Juni 2008.
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Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang „Health Care 
Management“ (M.Sc.) vom 18. Juli 20063, geändert durch die 
Erste Änderungssatzung zur Prüfungsordnung vom 6. März 20074, 
wird wie folgt geändert:

1.	 § 19 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	� „Die nicht zu vertretenden Gründe sowie Grundsätze zur 
Glaubhaftmachung und zur angemessenen Fristverlängerung 
werden in § 23 der Gemeinsamen Prüfungsordnung für Bache-
lor- und Masterstudiengänge an der Ernst-Moritz-Arndt-Uni-
versität Greifswald (GPO BMS) geregelt.“

2.	� In § 22 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „und“ durch das Wort 
„oder“ ersetzt.

3.	 �In § 36 wird die Tabelle, Modul 9, 1. Spalte, wie folgt geändert:

	 a)	� Ergänzung durch einen weiteren Spiegelstrich: „Interna
tionales Gesundheitsmanagement (Gesundheitssysteme im 

internationalen Vergleich, Entwicklungstheorie, Modellie-
rung dynamischer Prozesse, Gesundheitsreformen, Institu-
tionen der internationalen Gesundheitspolitik)“.

	 b)	� Ergänzung durch einen weiteren Spiegelstrich: „Unterneh-
mensgründung und -nachfolge (Gründung, Finanzierung 
und Rechtsformen junger Unternehmen; Unternehmens-
nachfolge)“.

Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur in Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Studienkommission 
des Senats vom 4. Juni 2008, der mit Beschluss des Senats vom 
16. April 2008 gemäß §§ 81 Abs. 7 des Landeshochschulgesetzes 
und 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Ernst-Moritz-Arndt-
Universität Greifswald die Befugnis zur Beschlussfassung verlie-
hen wurde, und der Genehmigung des Rektors vom 9. Juni 2008.

Zweite Satzung zur Änderung der Prüfungsordnung 
des Masterstudiengangs „Health Care Management“ an der 

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Vom 9. Juni 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die folgende Änderungssatzung der Prü-
fungsordnung für den Masterstudiengang „Health Care Management“ (HCM) als Satzung:

Greifswald, den 9. Juni 2008

Der Rektor
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Universitätsprofessor Dr. rer. nat. Rainer Westermann

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 865

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3	 Mittl.bl. BM M-V S. 606
4	 Mittl.bl. BM M-V 2007 S. 328
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Artikel 1

Die Fachprüfungsordnung des Diplomstudiengangs Betriebswirt-
schaftslehre vom 20. April 20053, zuletzt geändert durch die Zwei-
te Änderungssatzung vom 26. Oktober 20054, wird wie folgt ge-
ändert:

Nach § 31 Abs. 9 Nr. 9 wird folgende Nummer 10 eingefügt: 

„10. � Unternehmensgründung und -nachfolge (Unternehmens
theorie, Unternehmerbegriffe, konstitutive Entscheidungen 
einer Unternehmensgründung und -nachfolge, strategische 
und taktische Entscheidungen in jungen Unternehmen)“.

Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Studienkommission 
des Senats vom 4. Juni 2008, der mit Beschluss des Senats vom 
16. April 2008 gemäß §§ 81 Abs. 7 des Landeshochschulgesetzes 
und 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Ernst-Moritz-Arndt-
Universität Greifswald die Befugnis zur Beschlussfassung verlie-
hen wurde, und der Genehmigung des Rektors vom 9. Juni 2008.

Dritte Satzung zur Änderung
der Fachprüfungsordnung für den Diplomstudiengang

Betriebswirtschaftslehre
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Vom 9. Juni 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG-M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die folgende Satzung zur Änderung der 
Fachprüfungsordnung für den Diplomstudiengang Betriebswirtschaftslehre:

Greifswald, den 9. Juni 2008

Der Rektor
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Universitätsprofessor Dr. rer. nat. Rainer Westermann

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 866  

1	 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2	 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3	 Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 741
4	 Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 1259
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Artikel 1

Die Immatrikulationsordnung der Fachhochschule Stralsund vom 
16. Juni 2004 (Mittl.bl. BM M-V S. 105) zuletzt geändert durch 
die Erste Satzung zur Änderung der Immatrikulationsordnung der 
Fachhochschule Stralsund vom 21. Dezember 2006 (Mittl.bl. BM 
M-V 2007, S. 410) wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:

		�  „(6)  Mit dem Erhalt der Studienbescheinigung ist die Im-
matrikulation für Studierende der Fachhochschule Stral-
sund vollzogen und wird in der Regel mit Beginn des je-
weiligen Semesters wirksam.“

	 b)	 In Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:

		�  „Sie sind von den Studierenden abzurufen und gelten als 
verbindlich.“

2.	 § 4 wird wie folgt geändert:

	 a)	 �In Absatz 1 werden die Wörter „unter www.fh-stralsund.de“ 
durch die Wörter „auf der Homepage der Fachhochschule 
Stralsund“ ersetzt.

	 b)	 In Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt neu gefasst:

		�  „(2)  In zulassungsbeschränkten Studiengängen muss der 
Antrag auf Immatrikulation für ein erstes oder höheres 
Fachsemester für das Sommersemester bis zum 15. Januar 
und für das Wintersemester bis zum 15. Juli bei der Fach-
hochschule Stralsund eingegangen sein (Ausschluss-
frist).“

	 c)	 �In Absatz 3 werden die Wörter „unter www.fh-stralsund.de“ 
durch die Wörter „auf der Homepage der Fachhochschule 
Stralsund“ ersetzt.

	 d)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

		  aa)	� Im dritten Anstrich werden die Wörter „in amtlich 
beglaubigter Kopie“ angefügt.

		  bb)	� Im sechsten Anstrich wird vor dem Wort „beglau-
bigte“ das Wort „amtlich“ eingefügt.

	 e)	� In Absatz 6 wird der vierte Anstrich wie folgt neu ge-
fasst:

		�  „– � aktuell gültige Versicherungsbescheinigung der Kran-
kenkasse aus der die Betriebsnummer der Kranken-
kasse und die Versicherungsnummer der Bewerberin 
oder des Bewerbers hervorgehen“

3.	 § 5 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 2 Nr. 5 Satz 2 werden die Anstriche wie folgt 
neu gefasst:

		  „–	� TOEFL-Test of English as a Foreign Language –  
550 scores (paper based) or 213 scores (computer 
based) or 79 scores (internet based)

		  –	 Cambridge First Certificate
		  –	� IELTS – International English Language Testing Sys-

tem – 6.0 Punkte
		  –	� oder äquivalente Zertifikate mit mindestens Niveaustu-

fe B2 des Europäischen Referenzrahmens, z. B. „Euro-
päisches Sprachenzertifikat Stufe B2, KMK Sprachen-
zertifikat, Stufe III (B2 – Vantage) oder APIEL.

		  –	� Englisch Muttersprachler, Bewerberinnen und Bewer-
ber aus Ländern, in denen Englisch die Amtssprache 
ist, müssen keine der oben genannten Zertifikate ein-
reichen.

		  –	� Bewerberinnen und Bewerber, die mindestens zehn 
Monate in einem Land mit der Amtssprache Englisch 
verbracht oder einen Abschluss an einem internatio-
nalen Gymnasium erworben haben und eine offizielle 
Bescheinigung darüber erbringen, müssen keine in 
den vorgenannten Punkten aufgeführten Zertifikate 
einreichen.“

	 b)	� In Absatz 4 wird im 6. Anstrich die Abkürzung „(DSH)“ 
durch die Abkürzung „(DSH2)“ ersetzt.

4.	 § 7 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

		�  „(1)  Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die 
glaubhaft versichern, dass sie die Voraussetzungen der 
Immatrikulation erfüllen, aber aus von ihnen nicht zu ver-
tretenden Gründen die hierfür erforderlichen Nachweise 
nicht rechtzeitig beibringen können, kann eine angemes-
sene Frist zum Nachreichen der Nachweise eingeräumt 
werden. Die Einschreibung erfolgt dann unter Widerrufs-
vorbehalt für den Fall, dass die Voraussetzungen der Im-

Zweite Satzung
 zur Änderung der Immatrikulationsordnung 

der Fachhochschule Stralsund

Vom 14. Juli 2008

Aufgrund des § 2 Abs. 1 i. V. m. § 17 Abs. 10 des Landeshochschulgesetzes vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398), zuletzt geändert 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539) hat die Fachhochschule Stralsund die folgende Änderungssat-
zung erlassen:
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matrikulation nicht innerhalb der Nachfrist nachgewiesen 
werden.“

	 b)	 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

		�  „(2)  Die Immatrikulation einer Studienbewerberin oder 
eines Studienbewerbers kann vorläufig vorgenommen 
werden, wenn er oder sie aufgrund einer gerichtlichen An-
ordnung vorläufig zugelassen ist.“

	 c)	 Absatz 3 wird aufgehoben.

5.	 § 12 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

		�  „(2)  Die Rückmeldung erfolgt online. Näheres dazu ist 
nachzulesen auf der Homepage der Fachhochschule Stral-
sund. Die Nachweise (Studienbescheinigung) über die 
Rückmeldung sowie über die Entrichtung der fälligen Stu-
dierendenschafts- und Studentenwerksbeiträge und gege-
benenfalls Gebühren gemäß Gebührensatzung erfolgen 
nach vollzogener Zahlung über die dafür durch die Fach-
hochschule Stralsund bereitgestellten Selbstbedienungs-
funktionen. Der maschinell erstellte Ausdruck legitimiert 
die Rückmeldung.“

	 b)	 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

		�  „(3)  Beurlaubte Studierende, die während ihrer Beurlau-
bung keine Leistungen des Studentenwerkes in Anspruch 
nehmen werden, müssen in der angegebenen Rückmelde-
frist für jedes Urlaubssemester erneut einen Antrag auf 
Befreiung von der Zahlung des Studienbeitrages stellen. 
Bei Nichtgenehmigung  des Antrages ist der volle Semes-
terbeitrag zu entrichten.“

	 c)	 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

		  �„(4)  Hält die oder der Studierende die vorgeschriebene, 
auf der Homepage der Fachhochschule Stralsund nachzule-
sende Rückmeldefrist nicht ein und meldet sich verspätet 
zurück, so hat sie oder er eine Verwaltungsgebühr gemäß 
der jeweils gültigen Fassung der Hochschulgebührensat-
zung zu entrichten. Bei der Online-Rückmeldung erfolgt 
der Einzug der Verwaltungsgebühr automatisch. Bei nicht 
fristgerechter oder unvollständiger Überweisung zur Rück-
meldung erhalten die Studierenden eine Erinnerung und 
Mahnung über die von der Fachhochschule für jeden Stu-
dierenden persönlich eingerichtete Mailadresse.“

	 d)	 Absatz 5 wird aufgehoben.

6.	 In § 14 wird folgender Satz 4 angefügt:

	� „Eine Rückzahlung des Beitrages kann nur auf schriftlichen 
Antrag unter Angabe der entsprechenden Bankverbindung 
wie Bankleitzahl, Kontonummer und Name des Kreditinstitu-
tes vorgenommen werden.“

7.	� In § 17 Absatz 1 wird das Wort „Leistungsnachweise“ durch 
das Wort „Prüfungsleistungen“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Die vorstehende Änderung gilt erstmals für Bewerbungen zum 
Wintersemester 2008.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Fachhoch-
schule Stralsund vom 22. April 2008 und der Genehmigung des 
Rektors vom 14. Juli 2008.

Stralsund, 14. Juli 2008

Der Rektor
der Fachhochschule Stralsund
University of Applied Sciences

Prof. Dr.-Ing. Joachim Venghaus
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Die Stellenausschreibungen richten sich sowohl an weibliche als 
auch an männliche Bewerber mit mehrjähriger Berufserfahrung 
und unbefristetem Arbeitsverhältnis beim Land Mecklenburg-
Vorpommern.

Ziel der Landesregierung ist es, den Anteil der Frauen in heraus-
gehobenen Positionen in der Landesverwaltung zu erhöhen. Frau-
en werden daher nachdrücklich zur Bewerbung aufgefordert. 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung und Befähigung 
bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen für die Stellenausschreibungen Nummer 1 ist an das 
Staatliche Schulamt Neubrandenburg, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg und Nummer 2 ist an das Staatliche 
Schulamt Schwerin, Zum Bahnhof 14, 19053 Schwerin zu rich-
ten. Sofern Bewerbungen um mehr als eine ausgeschriebene Stel-
le erfolgen, sind für jede Stelle gesonderte Bewerbungsunterlagen 
vorzulegen. Dabei ist mitzuteilen, welcher Bewerbung Priorität 
eingeräumt wird.

Bewerbungsschreiben sind mit tabellarischem Lebenslauf, Licht-
bild und beglaubigter Lehrbefähigung (einschließlich der Fächer 
und Ergebnisse der Ersten und Zweiten Staatsprüfung) zweifach 
einzureichen (eine Ausführung verbleibt im zuständigen Schul-
amt).

Der tabellarische Lebenslauf muss Name, Geburtsdatum, Famili-
enstand, derzeitige Schule, gegebenenfalls Amtsbezeichnung und 
derzeitige Funktion sowie Angaben zum beruflichen Werdegang 
enthalten.
Die Bewerberinnen und Bewerber werden darauf hingewiesen, 
dass diese Angaben auch an die Schule, an der die Stelle besetzt 
werden soll, weitergegeben werden.

Bewerbungen müssen spätestens einen Monat nach dem Tage der 
Ausschreibung beim Leiter der Schule/Einrichtung, an der die 
Lehrkraft beschäftigt ist, abgegeben werden. Als Tag der Aus-
schreibung gilt das auf dem Titelblatt des Mitteilungsblattes ver-
merkte Ausgabedatum.
Es werden nur Bewerbungen mit vollständigen, den Anforderun-
gen entsprechenden Bewerbungsunterlagen berücksichtigt. Kos-
ten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, werden 
nicht erstattet.

Nachstehend werden für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
freie Funktionsstellen für Schulleiter bzw. stellvertretende Schul-
leiter an öffentlichen Schulen im Angestelltenverhältnis gemäß 
BAT-O ausgeschrieben.

a)	 Name der Schule, Schulart, Ort
b)	 Landkreis/kreisfreie Stadt
c)	� Art der Stelle, Termin der Besetzung (sofern kein Termin an-

gegeben wird, ist die Stelle sofort zu besetzen)
d)	� soweit erforderlich, zusätzliche Angaben über die Schule, die 

Stelle, die gewünschte fachliche oder persönliche Eignung
e)	 bei Besetzung auf Zeit: Dauer, für die die Stelle zu besetzen ist

Funktionsstellen – Regionale Schulen, Realschulen, Haupt- 
und Realschulen

1.	 a)	 Regionale Schule Jarmen
	 b)	 Landkreis Demmin
	 c)	� Besetzung der Funktionsstelle des Schulleiters/der Schul-

leiterin zum 01.02.2009
	 d)	 ca. 256 Schüler
	 e)	� befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit 

der Schule
	 f)	 Lehramt Realschulen bzw. Haupt- und Realschulen
	 g)	 * siehe Legende

Legende
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite 
Staatsprüfung oder – soweit sie über eine Lehrbefähigung nach 
dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege der Bewäh-
rung erworbenen Lehrbefähigung für das Lehramt an Haupt- und 
Realschulen oder einer als gleichwertig anerkannten Lehrerlauf-
bahn (insbesondere für das Lehramt an Realschulen).

Funktionsstellen – Gymnasien des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern

2.	 a)	 Eldenburg-Gymnasium Lübz
	 b)	� Landkreis Parchim
	 c)	� Besetzung der Funktionsstelle des stellv. Schulleiters/der 

Schulleiterin zum 01.08.2008
	 d)	 ca. 456 Schüler
	 e)	 *siehe Legende

Legende
Bewerberinnen und Bewerber müssen über eine durch zwei 
Staatsexamen oder eine im Wege der Bewährung erworbene Lehr-
befähigung für das Lehramt an Gymnasien für zwei Fächer oder 
eine als gleichwertig anerkannte Qualifikation verfügen.
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Die Stellenausschreibungen richten sich sowohl an weibliche als 
auch an männliche Bewerber mit mehrjähriger Berufserfahrung 
und unbefristetem Arbeitsverhältnis beim Land Mecklenburg-
Vorpommern.

Ziel der Landesregierung ist es, den Anteil der Frauen in heraus-
gehobenen Positionen in der Landesverwaltung zu erhöhen. Frau-
en werden daher nachdrücklich zur Bewerbung aufgefordert. 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung und Befähigung 
bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen für die Stellenausschreibungen Nummer 1 ist an das 
Staatliche Schulamt Neubrandenburg, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg und Nummer 2 ist an das Staatliche 
Schulamt Schwerin, Zum Bahnhof 14, 19053 Schwerin zu rich-
ten. Sofern Bewerbungen um mehr als eine ausgeschriebene Stel-
le erfolgen, sind für jede Stelle gesonderte Bewerbungsunterlagen 
vorzulegen. Dabei ist mitzuteilen, welcher Bewerbung Priorität 
eingeräumt wird.

Bewerbungsschreiben sind mit tabellarischem Lebenslauf, Licht-
bild und beglaubigter Lehrbefähigung (einschließlich der Fächer 
und Ergebnisse der Ersten und Zweiten Staatsprüfung) zweifach 
einzureichen (eine Ausführung verbleibt im zuständigen Schul-
amt).

Der tabellarische Lebenslauf muss Name, Geburtsdatum, Famili-
enstand, derzeitige Schule, gegebenenfalls Amtsbezeichnung und 
derzeitige Funktion sowie Angaben zum beruflichen Werdegang 
enthalten.
Die Bewerberinnen und Bewerber werden darauf hingewiesen, 
dass diese Angaben auch an die Schule, an der die Stelle besetzt 
werden soll, weitergegeben werden.

Bewerbungen müssen spätestens einen Monat nach dem Tage der 
Ausschreibung beim Leiter der Schule/Einrichtung, an der die 
Lehrkraft beschäftigt ist, abgegeben werden. Als Tag der Aus-
schreibung gilt das auf dem Titelblatt des Mitteilungsblattes ver-
merkte Ausgabedatum.
Es werden nur Bewerbungen mit vollständigen, den Anforderun-
gen entsprechenden Bewerbungsunterlagen berücksichtigt. Kos-
ten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, werden 
nicht erstattet.

Nachstehend werden für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
freie Funktionsstellen für Schulleiter bzw. stellvertretende Schul-
leiter an öffentlichen Schulen im Angestelltenverhältnis gemäß 
BAT-O ausgeschrieben.

a)	 Name der Schule, Schulart, Ort
b)	 Landkreis/kreisfreie Stadt

c)	� Art der Stelle, Termin der Besetzung (sofern kein Termin an-
gegeben wird, ist die Stelle sofort zu besetzen)

d)	� soweit erforderlich, zusätzliche Angaben über die Schule, die 
Stelle, die gewünschte fachliche oder persönliche Eignung

e)	� bei Besetzung auf Zeit: Dauer, für die die Stelle zu besetzen 
ist

Funktionsstellen – Regionale Schulen des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern

1.	 a)	 Regionale Schule Dargun
	 b)	 Landkreis Demmin
	 c)	� Besetzung der Funktionsstelle des Schulleiters/der Schul-

leiterin zum 01.02.2009
	 d)	 ca. 173 Schüler
	 e)	� befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit 

der Schule
	 f)	 Lehramt Realschulen bzw. Haupt- und Realschulen
	 * siehe Legende

Legende
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite 
Staatsprüfung oder – soweit sie über eine Lehrbefähigung nach 
dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege der Bewäh-
rung erworbenen Lehrbefähigung für das Lehramt an Haupt- und 
Realschulen oder einer als gleichwertig anerkannten Lehrerlauf-
bahn (insbesondere für das Lehramt an Realschulen).

Funktionsstellen – Gymnasien des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern

2.	 a)	 Eldenburg-Gymnasium Lübz
	 b)	 Landkreis Parchim
	 c)	� Besetzung der Funktionsstelle des stellv. Schulleiters/der 

Schulleiterin zum 01.08.2008
	 d)	 ca. 456 Schüler
	 e)	� befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit 

der Schule
	 *siehe Legende

Legende
Bewerberinnen und Bewerber müssen über eine durch zwei 
Staatsexamen oder eine im Wege der Bewährung erworbene Lehr-
befähigung für das Lehramt an Gymnasien für zwei Fächer oder 
eine als gleichwertig anerkannte Qualifikation verfügen.
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Der Schülerwettbewerb zur politischen Bildung ist seit 1971 ein 
„Klassiker“ in der Schullandschaft und zählt zu den von der Kul-
tusministerkonferenz besonders geförderten Wettbewerben.

Der Wettbewerb möchte die Vermittlung politischer Bildung in 
der Schule bereichern. Dazu bietet er von Fachkollegen entwi-
ckelte Projektvorschläge für die Jahrgangsstufen 5 bis 11 (an be-
ruflichen Schulen auch 12) an. 

Der Wettbewerb eignet sich nicht nur für den Sozialkunde-/Poli-
tikunterricht, viele Unterrichtsfächer sind gefragt, fächerübergrei-
fendes Lernen ist möglich und erwünscht.

Bei einem der sechs Themen sind auch Einsendungen von Klein-
gruppen (mindestens fünf Personen) zugelassen. Das fördert die 
Motivation und erleichtert die arbeitsteilige Gestaltung des Unter-
richts.

Schließlich gilt es, die Arbeitsergebnisse so zu präsentieren, dass 
sie für andere interessant und verständlich sind. Präsentationsfor-
men sind zum Beispiel ein Wandkalender, eine Informationsbro-
schüre, eine Bildergeschichte oder eine Internetseite. 

Teilnahme:
Jede Klasse (bzw. Arbeitsgemeinschaft, Kurs) des 5. bis 11. Schul-
jahrs ist teilnahmeberechtigt. Wichtig: Bei berufsbildenden Schu-
len ist die Teilnahme bis auf das 12. Schuljahr ausgeweitet. För-
derschulen haben bei der Bearbeitung der Aufgaben freie Wahl 
der Altersstufen. 

Im August 2008 erhielt jede Schule mit 5. – 11. Jahrgangsstufen 
die Ausschreibungsunterlagen. Weitere Themenprospekte können 
nachgefordert werden bei:

www.schuelerwettbewerb.de/bestellung 
E-Mail: sw@bpb.de  
bpb-Schülerwettbewerb 
Postfach 2345, 53013 Bonn
Tel.: (0 18 88) 515-561
Fax: (0 18 88) 515-586 

Der Versand erfolgt kostenlos. 
Sammelbestellungen durch die Schulleitung werden erbeten.

Themen:

Sechs Themen stehen zur Auswahl. 

–  Thema 1
  �  Verprügelt, bedroht und abgezogen (Gewalt in und vor der 

Schule, Klassen 5–8)
  �  Alle mal hergucken! Privatspäre 2.0 (Leichtfertiger Umgang 

mit persönlichen Daten im Internet, Stufen 8–11)

–  Thema 2
  �  Haarsträubend – Geschichte(n) rund ums Haar (Haare und ihre 

kulturelle/politische Bedeutung in der Geschichte, Klassen 5–8)
  �  Haarscharf – wenn Haare Familien spalten (Konfliktursache 

Frisur, Stufen 8-11)

–  Thema 3
  �  Wie Werbung wirkt (Untersuchung von Werbeversprechen bei 

Süßigkeiten (5–8) und Alkoholmixgetränken (8–11))

–  Thema 4
    Achtung: Vorurteile! (5–8) 
    Wir zeigen Flagge! Schüler/innen gegen Rechts (8–11)

–  Thema 5
    Wir können uns hören lassen (Schulhymne, 5–8)
  �  Ein bisschen Frieden – Musikkritik mal anders (Untersuchung 

gesellschaftskritischer Songs in einem Radiofeature, 8–11) 

–  Thema 6
  �  Politik brandaktuell – das freie Thema (Untersuchung eines 

selbst gewählten Konflikts von der lokalen bis zur weltweiten 
Ebene)

Die Themen 1 bis 5 sind in zwei Aufgabenstellungen geteilt, eine 
für das 5. bis 8. Schuljahr, die andere für das 8. bis 11. Schuljahr. 
Die 8. Klassenstufe kann sich eine der beiden Aufgabenstellungen 
frei wählen, dies gilt auch für alle Förderschulklassen. 
Jede Klasse (bzw. Arbeitsgemeinschaft, Kurs) darf nur ein Thema 
auswählen und nur eine Präsentation einsenden, zu der die ganze 
Klasse/der gesamte Kurs beigetragen hat.
Beim freien Thema 6 sind Gruppenarbeiten mit mindestens fünf 
Teilnehmer/innen zulässig.

Einsendeschluss: 1. Dezember 2008

500 Preise: In einem mehrstufigen Auswahlverfahren werden die 
besten 423 Wettbewerbsarbeiten ermittelt, die mit 10 einwöchigen 
Klassenreisen ins In- und Ausland, Geld- und Sachpreisen prä-
miert werden. Außerdem stehen sieben Sonderpreise zur Verfü-
gung. Hinzu kommen 77 ausgeloste Prämien.
 
Informationen: unter http://www.schuelerwettbewerb.de
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Auch in diesem Jahr veranstaltet der Ganztagsschulverband „Ge-
meinnützige Gesellschaft Tagesheimschule e.V.“ vom 19. – 21. No
vember 2008 einen Bundeskongress in Hannover. Das Thema 
lautet „Qualität an Ganztagsschulen“. 
Bei Teilnahme interessierter Lehrerinnen und Lehrer wird Dienst-
befreiung gewährt sowie eine Anerkennung als Lehrerfortbildung 
garantiert.  
Anfallende Kosten können nicht vom Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur übernommen werden.

Anmeldung und Rückfragen: 

An den Ganztagsschulverband GGT e.V. 
Kongressleitung/Frau Beate Peters
in der Gesamtschule am Rosenberg
Stormstraße 54, 65719 Hofheim/Taunus

Tel.: 	 06192 22697
	 06192 7540
e-Mail:	 peters-beate@t-online.de 

Tagungsprogramm oder Anmeldung über:

www.ganztagsschulverband.de
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